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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Von den Justizbehdérden und der Politik wurde vermehrt Kritik am neuen
Sanktionssystem im Strafgesetzbuch gedussert, das kurzere Freiheitsstrafen durch
bedingt oder unbedingt ausgesprochene Geldstrafen ersetzt hat. Die Richter
bestimmen dabei zuerst verschuldensabhéngig die Anzahl Tage und legen dann einen
Tagessatz in Franken fest, bei dem sie auf die wirtschftliche Lage der verurteilten
Person Rucksicht nehmen. Diese Tagessatze fallen fir Arme wie zum Beispiel
Sozialhilfeempfanger oder illegal Anwesende, die von der Nothilfe leben, so niederig
aus, dass kaum mehr von einer Strafe gesprochen werden kann. Der Nationalrat
beauftragte den Bundesrat mit einem Postulat Sommaruga (sp, GE), einen Bericht Gber
allfallige unerwiinschte Auswirkungen und mogliche Gegenmassnahmen vorzulegen. Die
FDP hatte bereits im Sommer eine parlamentarische Initiative eingereicht, welche die
Abschaffung der Geldstrafen oder die Zurtckstufung auf eine Erganzungsstrafe zu
Freiheitsstrafen oder zu gemeinnutzigen Einsatzen fordert. Die SVP schloss sich einen
Monat spéater diesen Forderungen an. '

Keine Folge geben wollte der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Sommaruga
(sp, GE), welche durch eine Erweiterung der Strafprozessordnung die Unabhéngigkeit
der Staatsanwaltschaft bei Untersuchungen gegen Mitglieder von
Strafverfolgungsbehdrden garantieren wollte. Der Nationalrat folgte mit 120 zu 56
Stimmen aus der SP und Grlinen bei einer Enthaltung dem ablehnenden Antrag seiner
vorberatenden Kommission. ?

Privatrecht

Nationalrat Carlo Sommaruga (sp, GE) reichte wahrend der Sondersession im April 2016
eine parlamentarische Initiative ein, mit der er im Gesetz eine klare Unterscheidung
zwischen Prozessanwailtinnen und -anwalten einerseits und Geschéaftsanwaltinnen
und -anwalten andererseits verlangte. Niemand solle beide Tatigkeiten gemeinsam
auslUben dlrfen und nur Prozessanwalte sollten durch das Berufsgeheimnis geschutzt
werden. Laut Sommaruga hatten die Panama Papers gezeigt, dass es die doppelte
Funktion als Prozess- und Geschéaftsanwalt oder -anwéltin leicht mache, sich auf das
Berufsgeheimnis zu berufen, um vor Straf-, Zivil- oder Verwaltungsbehdrden nicht Gber
Sachverhalte aussagen zu mussen. Bei ihrer Vorprifung kam die RK-NR zum Schluss,
dass das Anliegen zu vage und nur schwer bzw. gar nicht umsetzbar sei, da in der
Schweiz die meisten Anwaltinnen und Anwalte gleichzeitig eine
Rechtsberatungstatigkeit und eine Rechtsvertretungsfunktion auslbten. Sie beantragte
ihrem Rat deshalb, der Initiative keine Folge zu geben. Die grosse Kammer folgte diesem
Antrag und sprach sich mit 137 zu 51 Stimmen bei einer Enthaltung gegen die Initiative
aus.’

Grundrechte

Beide Kammern Uberwiesen 2012 die Motion von Nationalrat Sommaruga (sp, GE),
welche den Bundesrat auffordert, die Ausarbeitung eines neuen volkerrechtlichen
Instrumentes durch den UNO-Menschenrechtrat betreffend den besseren Schutz von
in der Landwirtschaft tatigen Menschen zu unterstitzen. *
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Kriminalitat

Der Stéanderat hiess die im Vorjahr vom Nationalrat Uberwiesene Motion Sommaruga
(sp, GE) zum Kinderschutz ebenfalls gut. Diese verlangt einen verbesserten Schutz der
Kinder vor riickfallgefahrdeten Sexualtatern, Gberlasst die Ausarbeitung der konkreten
Massnahmen und strafrechtlichen Bestimmungen aber dem Bundesrat. °

In Umsetzung einer Motion Sommaruga (sp, GE), schickte der Bundesrat eine Vorlage in
die Vernehmlassung, welche eine Ausweitung des Berufsverbotes fiir Padokriminelle
vorsieht. Neu sollen auch ausserberufliche Téatigkeiten wie beispielsweise das Leiten
von Pfadfindern verboten werden kénnen. Weiter soll ein Padokrimineller auch dann
nicht mehr als Lehrer arbeiten dirfen, wenn er sich in der Freizeit und nicht wahrend
der Arbeit an Kindern vergangen hat. Jede Person, die eine Tatigkeit mit unmtndigen
oder anders schutzbedUrftigen Personen austben will, soll einen Strafregisterauszug
vorlegen. Fir den Verein Marche Blanche gingen diese Massnahmen allerdings zu wenig
weit. Mit seiner 2009 lancierten Volksinitiative ,Padophile sollen nicht mehr mit
Kindern arbeiten diirfen®, die in diesem Jahr zustande gekommen ist fordert der
Verein ein automatisches Berufsverbot. ©

Auch die beiden Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) beschéftigten sich 2012 mit
Korruption. So hiessen beide Kommissionen eine parlamentarische Initiative
Sommaruga (sp, GE) gut, welche in Folge des 2010 bekannt gewordenen Fifa-
Korruptionsskandals forderte, dass die Bestechung von Privatpersonen analog der
Bestechung von Amtspersonen zum Offizialdelikt und somit im Strafgesetzbuch
festgeschrieben wird. Damit kdme die Schweiz einer Empfehlung der Staatengruppe des
Europarates gegen Korruption (GRECO) nach, welche ebenfalls verlangt, dass solche
Bestechungsdelikte nicht mehr als Antragsdelikt geahndet werden.

Nachdem Ermittlungen der europaischen Polizeibehérde Europol ergeben hatten, dass
die Wettmafia auch in der Schweiz Sportspiele manipuliert hatte, schickte der
Bundesrat im Mai einen Entwurf fir die Revision des Korruptionsstrafrechts in die
Vernehmlassung. Wie durch eine parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE)
gefordert, wird die Bestechung Privater neu als eigener Tatbestand im Strafgesetzbuch
und nicht mehr wie bisher im Gesetz Uber unlauteren Wettbewerb (UWG) verankert.
Dadurch sollen auch Korruptionsfélle, die nicht zu einer Marktverzerrung fihren - unter
anderem eben jene im Sport - erfasst werden. Die Bestechung von Privatpersonen soll
neu von Amtes wegen und nicht mehr nur auf Gesuch hin verfolgt werden. Schliesslich
soll die Annahme eines nichtgeblhrenden Vorteils durch Amtstréager auch dann verfolgt
werden, wenn der Vorteil nicht dem Amtstrager selbst, sondern einer Drittperson
zugutekommt. Die strafrechtliche Verfolgung richtet sich jedoch jeweils nur gegen den
fehlbaren Funktiondr. Obwohl also auch in Zukunft nicht der gesamte Verband
betroffen ware, lehnte die FIFA die geplanten Anderungen ab. Mit der geplanten
Gesetzesanderung reagiert der Bundesrat auf verschiedene Vorstosse aus dem
Parlament sowie auf die Forderungen des Antikorruptionsgremiums des Europarates
(Greco).

Da der Bundesrat nur die Formulierung, nicht aber das Ziel der Volksinitiative
~Padophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten durfen™ ablehnte, wandelte er den
unabhéngig von der Initiative, durch eine Motion Sommaruga (sp, GE) angestossenen
Vorentwurf zu einem Bundesgesetz liber das Tatigkeitsverbot und das Kontakt- und
Rayonverbot im Verlaufe des Verfahrens in einen indirekten Gegenvorschlag zur
Volksinitiative um. Der im Lichte der Volksinitiative revidierte Gesetzesentwurf sah eine
Ausweitung des bestehenden Berufsverbots auf ausserberufliche Tatigkeiten, die
Einflhrung eines Kontakt- und Rayonverbots sowie einen Sonderprivatauszug aus dem
Strafregister, der gewisse Tatigkeitsverbote zum Schutz von Minderjahrigen separat und
langer auffihrt, vor. Bei der Beratung des indirekten Gegenvorschlags in der
Sommersession beschloss der Nationalrat auf Vorschlag seiner Rechtskommission, die
Bestimmungen betreffend eines zwingenden Tatigkeitsverbots aus der Vorlage
herauszutrennen und ein separates Bundesgesetz tGber das zwingende Tatigkeitsverbot
als indirekten Gegenvorschlag dem Volk vorzulegen. Den bundesratlichen Entwurf zum
Bundesgesetz Uiber das Tatigkeitsverbot und das Kontakt- und Rayonverbot dnderte die
grosse Kammer dahingehend ab, dass bei Delikten gegen Minderjéahrige, die mit einer
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Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten bestraft werden, zwingend ein
zehnjahriges Tatigkeitsverbot verhangt werden soll. Mit 117 zu 58 Stimmen wies der Rat
den Entwurf dann an seine Rechtskommission zurlck, die ihn fertig ausarbeiten sollte.
Verschiedene von Seiten der SVP geforderte Verscharfungen fanden im Rat keine
Mehrheit. Der Stéanderat wollte keine Auslagerung der Bestimmungen betreffend das
Tatigkeitsverbot. In der Wintersession folgte dann auch der Nationalrat der Mehrheit
seiner Kommission und beschloss mit der Abschreibung des separaten Bundesgesetzes
Uber das zwingende Téatigkeitsverbot die Wiederaufnahme dieser Bestimmungen in den
bundesratlichen Entwurf. Ein Minderheitsantrag der SVP, der den Automatismus der
Initiative im Gesetz verankern wollte, kam nicht durch. Aber auch ein Minderheitsantrag
der Linken, welcher den Richtern einen grésseren Ermessensspielraum einrdaumen
wollte, wurde abgelehnt. So konnte das Bundesgesetz in der Schlussabstimmung im
Standerat mit 32 Stimmen bei 9 Enthaltungen und im Nationalrat mit 115 zu 79 Stimmen
verabschiedet werden. Gegen die Vorlage stellten sich die SVP, BDP und ein Teil der
CVP, weil ihnen die Vorlage zu wenig weit ging. Sie warfen dem Rat vor, die
Verscharfungen nur aus abstimmungstaktischen Griinden vorzunehmen. ’

Die Bestechung von Privatpersonen soll gleich jener von Amtspersonen als Offizialdelikt
in das Strafgesetzbuch aufgenommen werden. Die 2010 im Anschluss an die Fifa-Affare
eingereichte parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE) wurde jedoch in der
Sommersession 2014 im Nationalrat mit 128 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung
abgeschrieben, da eine entsprechende bundesratliche Vorlage zur Anderung des
Strafgesetzbuches und des Militarstrafgesetzes im Parlament hangig war. ®

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats beantragte im Oktober 2014, einer
parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) zum Schutz von Whistleblowern keine
Folge zu geben. Der Vorstoss wollte eine gesetzliche Grundlage schaffen, um
Whistleblowern politisches Asyl zu gewéhren und/oder ihre Auslieferung an
Drittstaaten zu verhindern. Damit sollte dem Umstand Rechnung getragen werden, dass
immer mehr Whistleblower grosse Risiken auf sich nehmen, um staatliche Missstande
aufzudecken. Weil vielen Fallen von Whistleblowing jedoch eine Verletzung des
Amtsgeheimnisses oder ein anderer Straftatbestand zugrunde liege, sei eine staatliche
Verfolgung legitim und ein genereller Asylanspruch ungerechtfertigt, so die Begriindung
der Kommissionsmehrheit. ?

Der parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) betreffend den Schutz von
Whistleblowern bei Verletzungen der Rechtsstaatlichkeit, der demokratischen Rechte
und der Volksrechte gab der Nationalrat im Marz 2015 keine Folge. Er folgte damit dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit, welche einen generellen Rechtsanspruch auf Asyl
fur Whistleblower - so Kommissionssprecherin Schneeberger (fdp, BL) - als
~problematisch™ und ,Ubertrieben™ erachtete.

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Von einem «Vorstossrekord» schrieb das St. Galler Tagblatt rickblickend auf das Jahr
2018. In der Tat wurden in diesem Jahr total 2'352 Vorstdsse eingereicht, was 9.6
Vorstdssen pro Ratsmitglied entsprach (2017: 9.0). Im Vergleich zum Vorjahr stark
zugenommen haben erneut die Interpellationen (764; 2017: 718) und die Fragen in der
nationalratlichen Fragestunde (750; 2017: 663). Aber auch Motionen wurden wesentlich
haufiger eingereicht als noch ein Jahr zuvor (463; 2017: 403). Auch wenn dieser Wert
der bisher hochste in der 50. Legislatur war, war man bei den Motionen noch weit vom
Spitzenwert von 2009 entfernt, als ganze 614 Motionen eingereicht worden waren. Im
Vergleich zum Vorjahr abgenommen hatten die eingereichten Anfragen (99; 2017: 102),
die Postulate (183; 2017: 204) und insbesondere die parlamentarischen Initiativen (93;
2017:129), deren Zahl gar unter das langjéhrige Mittel von 98 fiel.

In den Medien wurde die grossere Betriebsamkeit mit den nahenden Wahlen erklart.
Die Parlamentsmitglieder wollten sich vor den anstehenden Wahlen bemerkbar
machen, meinte etwa Fabio Abate (fdp, Tl), dessen Postulat gegen die «Vorstossflut»
2016 abgelehnt worden war. Zum «Vorstosskonig», wie ihn die Aargauer Zeitung (AZ)
bezeichnete, wurde Carlo Sommaruga (sp, GE) mit 47 Vorstéssen gekront. Es handle
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sich vor allem um Fragen in der Fragestunde, da er und die Burgerinnen und Blrger mit
diesen «schnell und unkompliziert die Haltung des Bundesrates zu aktuellen Themen»
erfahren, erkléarte der Genfer SP-Nationalrat. Bei hdhere Kosten verursachenden
Motionen und Postulaten sei er zurlickhaltender. Weniger sei manchmal mehr, gab der
ebenfalls in der AZ befragte Markus Ritter (cvp, SG) zu Protokoll, der 2018 keinen
einzigen Vorstoss eingereicht hatte. Er frage den Bundesrat und die Verwaltung lieber
direkt an. Davon erfahre die Offentlichkeit zwar nichts, man erhalte aber sehr schnell
eine prazise Antwort. Zudem habe er als Bauernprasident genug Medienpréasenz. Dass
es Schwergewichte nicht noétig hatten, mit Vorstéssen Medienaufmerksamkeit zu
erheischen, zeigten geméss AZ auch FDP-Prasidentin Petra Gossi (fdp, SZ) und SP-
Prasident Christian Levrat (sp, FR) sowie Gewerkschaftschef Paul Rechsteiner (sp, SG)
und Gewerbeverbandsprésident Jean-Francois Rime (svp, FR), die 2018 ebenfalls
keinen einzigen Vorstoss eingereicht hatten. Freilich ist es verkurzt,
Parlamentsmitgliedern  zu  unterstellen, dass sie Vorstosse lediglich als
Aufmerksamkeitsinstrument nutzen. Vielmehr handelt es sich bei Motionen, Postulaten
und parlamentarischen Initiativen um zentrale Instrumente der Legislative. Eine
Zunahme an Vorstdssen kann deshalb auch als Zeichen fur ein aktives Parlament, das
seine Aufgabe wahrnimmt, interpretiert werden.

Im Vergleich zu 2017 hatten auch die Aufgaben, die dem Parlament von aussen
aufgegeben worden waren, zugenommen: So wurden den Parlamentsmitgliedern 2018
87 Bundesratsgeschéfte (2017: 67), 26 Standesinitiativen (2017: 22), 34 Wahlgeschéfte
(2017: 23) und 30 Petitionen (2017: 22) neu vorgelegt.

Den Raten wurde aber 2018 nicht nur mehr Arbeit auferlegt; sie erledigten in diesem
Jahr mit total 2'428 auch Uberdurchschnittlich viele Vorstdsse und Geschéfte (2017:
2'396; Schnitt 2000 bis 2018: 2'403). Allerdings war die Arbeitslast dabei relativ
ungleich verteilt. Die Zunahme an erledigten Vorlagen war namlich praktisch
ausschliesslich den im Vergleich zu den Vorjahren wesentlich haufiger beantworteten
Interpellationen (725; 2017: 628) und Fragen in der Fragestunde (750; 2017: 663)
geschuldet. Hier liegt die Arbeitslast aber insbesondere bei der Verwaltung und weniger
beim Parlament. Dieses erledigte 2018 hingegen weniger Postulate (273; 2017: 303),
weniger Motionen (360; 2017: 458) und auch weniger parlamentarische Initiativen (107;
2017: 104) als im Vorjahr. Zudem nahm auch die Zahl der erledigten
Bundesratsgeschafte (62; 2017: 74), Standesinitiativen (28; 2017: 26) und Petitionen (20;
2017: 26) im Vergleich zu 2017 ab. Einzig bei den Wahlgeschéften gab es 2018 (28) fur
das Parlament etwas mehr zu tun als 2017 (26).

Einen Einblick in den Arbeitsaufwand eines Parlamentariers gab Konrad Graber (cvp, LU)
in einer Kolumne in der Luzerner Zeitung. Fir die Sommersession seien 120 Geschafte
traktandiert, fur die er rund drei Wochen vor Beginn der Session Unterlagen erhalte:
Botschaften fur Bundesratsgeschafte, Berichte und Antrége der Kommissionen;
«schatzungsweise ein Kilo Papier», das neben den zahlreichen Ratschléagen und
Empfehlungen verschiedener Lobbyorganisationen bearbeitet werden musse.

Von den 360 im Jahr 2018 erledigten Motionen wurden 110 angenommen (30.6%), was
im langjahrigen Schnitt (2000-2018: 21.7%) eine hohe Erfolgsquote darstellte. Je 43
Motionen wurden zurlickgezogen (11.9%; 2017: 20.7%) bzw. unbehandelt abgeschrieben
(11.9%; 2017: 10.7%) und ein Viertel (88, 24.4%; 2017: 18.3%) schaffte immerhin die
Hirde des Erstrats. Auch die Erfolgsquote der Postulate war mit 68.9 Prozent im Jahr
2018 ausserordentlich hoch (2017: 54.1%; Schnitt: 49.3%): Von den 273 erledigten
Postulaten wurden 188 angenommen. Von den 85 nicht erfolgreichen Postulaten lehnte
das Parlament 40 (14.7%; 2017: 25.7%) ab; 18 (6.6%; 2017: 12.9%) wurden zurlickgezogen
und 27 (9.9%; 2017: 7.3) wegen Verjéhrung abgeschrieben. "
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Parlamentsorganisation

Das von Sotomo auf der Grundlage von Abstimmungen durchgefihrte
Nationalratsrating fiir das dritte Jahr der laufenden Legislatur zeigte eine Spannweite
zwischen -9,4 - die Extremposition, die sich Carlo Sommaruga (sp, GE) und Susanne
Leutenegger Oberholzer (sp, BL) teilen - und +9,9, gehalten von Pirmin Schwander (svp,
SZ). Das Rating zeigt Unterschiede zwischen den Sprachregionen. Die mittlere Position
aller franzdésischsprechenden Nationalratinnen und Nationalrate lag bei -1,4 wahrend
die Deutschschweizer Vertreterinnen und Vertreter im Schnitt bei 0,5 zu liegen kamen.
Interessant war der seit ein paar Jahren anhaltende Rechtsrutsch der acht Nationalrate
aus dem Kanton Tessin, welche die Deutschschweiz 2014 rechts Uberholten. Eine
markante Entwicklung Uber die Zeit lasst sich auch hinsichtlich der Harmonisierung
innerhalb der Parteien feststellen. Die mittleren Positionen verschoben sich zwar
marginal - vor allem bei den Polparteien in Richtung Extreme - die Spannweite
innerhalb der Parteien nahm aber seit 1996, also seit dem ersten derart bestimmten
Rating stark ab. Die innerparteiliche Homogenitdt und die Abstimmungsdisziplin
scheinen also starker geworden zu sein.

Im September présentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Hasler (gp, BE).

Am deutlichsten rechts und zwar ohne Uberschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und Uberschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehéren, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grlinliberalen wurden die Extreme von Thomas Boéhni (TG,
-1.7) und Martin Baumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grinen und die SP. Wahrend die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Griinen
Christine Hasler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen.

Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeflihrten elektronischen Stimmanlage auch der
Sténderat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwachere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Standerat Extrempositionen - Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Fohn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten -, die Uberwiegende Mehrheit der Standeratinnen
und Standerate fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5.
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WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Organisation der Bundesrechtspflege

Erst 2010  hatte das  Parlament im  Rahmen der Revision des
Strafbehdrdenorganisationsgesetzes beschlossen, dass die Bundesanwaltschaft ein
Justizorgan darstelle, das von der Exekutive unabhéngig sein musse. Deshalb bestimmt
seither die Legislative nicht nur den Bundesanwalt, sondern auch das Aufsichtsgremium
der Bundesanwaltschaft (AB-BA). Dies sei ein Fehlschlag gewesen, argumentierte Alfred
Heer (svp, ZH) bei der Erlduterung seiner parlamentarischen Initiative, die verlangte,
dass die Bundesanwaltschaft wieder dem EJPD unterstellt und der Verwaltung
angegliedert werde. Strafverfolgung sei keine judikative, sondern eine exekutive
Aufgabe. Als unabhangiger Akteur kénne die Bundesanwaltschaft nicht Gber die
Bundespolizei verfligen und werde durch die AB-BA auch nur unzureichend
kontrolliert.

In ihrer Medienmitteilung machte die RK-NR deutlich, dass sie diese Auffassung nicht
teile. Die Bundesanwaltschaft musse von der Regierung getrennt bleiben. Ihre
Unabhéngigkeit musse im Gegenteil noch gestarkt werden, weshalb die Kommission
einer parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE; Pa.lv. 16.487) Folge gab, die den
Ausbau der Leitung der Bundesanwaltschaft von einer auf drei Personen forderte. ™

Nachdem die RK-NR der parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) zum Ausbau
der Leitung der Bundesanwaltschaft noch mit 15 zu 8 Stimmen Folge gegeben hatte,
lehnte ihre Schwesterkommission diese Idee einstimmig (mit 12 zu O Stimmen bei einer
Enthaltung) ab. Eine solche Anderung sei nicht gerechtfertigt, gab die RK-SR zu
Protokoll. Der Genfer SP-Nationalrat wollte mit seinem Vorstoss die
Bundesanwaltschaft stérken. Die heutige Situation mit nur einer Person an deren Spitze
sei deshalb problematisch, weil die Kritik an dieser Person - unabhéngig ob sie sachlich
berechtigt sei oder nicht - jeweils die Bundesanwaltschaft als Ganzes treffe. Wenn
hingegen ein Kollegium leitend ware - Sommaruga schlug ein Dreiergremium mit
alternierendem Vorsitz vor - so wirde bei kritischem Gegenwind nicht gleich das ganze
Gremium in Frage gestellt werden. Das sei ahnlich wie beim Bundesrat: Auch dort
wlrde nicht gleich die gesamte Regierung hinterfragt, wenn ein Mitglied aufgrund eines
Dossiers oder einer Aussage in die Kritik gerate. Nach der Absage der RK-SR wird das
Geschaft nun ins Parlament kommen.

Nach dem deutlichen Nein ihrer Schwesterkommission beschloss die RK-NR auf ihren
Beschluss, der parlamentarischen Initiative von Carlo Sommaruga (sp, GE) Folge zu
geben, zurickzukommen. Der Genfer SP-Vertreter hatte bereits nach dem Verdikt der
standeratlichen Kommission angeklindigt, auf seine Idee flr einen Ausbau der Leitung
der Bundesanwaltschaft zu verzichten, was er in der Folge durch das Zurlickziehen
seiner Initiative in die Tat umsetzte.

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Genf versuchten bei den Nationalratswahlen 2015 178 Kandidierende einen
der elf Sitze zu erobern. Somit blieb die Anzahl der Anwaérter auf die Sitze im Vergleich
zu 2011 fast gleich, wahrend die Listenzahl weiter auf insgesamt 26 anstieg (2011: 22).
Bemerkenswert konstant war tUber die Jahre der Frauenanteil auf den Genfer Listen
gewesen, der anlésslich der jetzigen Wahlen 37.1% betrug. Im linken politischen Lager
schlossen sich alle Kréfte - die SP, die Griinen und das Ensemble & Gauche - zu einer
Verbindung zusammen. Die politische Mitte tat es der Linken gleich, wobei CVP, GLP,
BDP und auch die Mitte-Rechts-Partei FDP ihre Listen verbanden. Am rechten Rand
schlossen sich die SVP und das Mouvement citoyens genevois (MCG) zusammen,
nachdem beide bei den Wahlen 2011 noch alleine angetreten waren. Zu ihnen gesellte
sich die EDU als dritte Partnerin.

Nicht mehr zur Wahl stellten sich 2015 nur gerade zwei, aber daflir sehr profilierte
Nationalratsmitglieder. Auf der einen Seite trat Maria Bernasconi von der SP zurck,
welche seit 1995 im Nationalrat vertreten war - wenn auch mit vierjéhriger
Unterbrechung zwischen 1999 und 2003. Auf der anderen Seite musste der grine
Nationalrat und ehemalige Parteiprésident Ueli Leuenberger aufgrund der
parteiinternen Amtszeitbeschrankung auf eine erneute Kandidatur verzichten. Der
Rucktritt beider Kandidierenden machte die schwierige Situation fur die linken Parteien
nicht gerade einfacher. Die SP nominierte ihre beiden bisherigen Vertreter, Carlo
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Sommaruga und Manuel Tornare, sowie neun weiter Kandidierende - unter ihnen sechs
Frauen. Die Grlnen versuchten den Abgang Leuenbergers unter anderem mit der
jungen Prasidentin der Genfer Sektion, Lisa Mazzone, zu kompensieren. Im Allgemeinen
wurde aber mit Verlusten flr Rot-Grin gerechnet, nicht zuletzt aufgrund des guten
Abschneidens der CVP und FDP bei den Kommunalwahlen im Frihjahr. Die FDP machte
sich dementsprechend Hoffnungen neben den bisherigen Sitzen von Christian Lischer
und Hugues Hiltpold noch einen dritten zu erobern. Aber auch die vereinte Alternative
Linke hatte es darauf abgesehen, allenfalls der SP oder den Grinen ein Mandat
abzujagen. Die SVP trat mit Céline Amaudruz und Yves Nidegger zur Wahl an, wéhrend
ihr Listenpartner MCG den Sitz von Roger Golay zu verteidigen suchte. Im Genfer
Wahlkampf war zu splren, dass - mehr noch als in anderen Kantonen - das
Abstimmungsergebnis zur Masseneinwanderungsinitiative vom Februar 2014 nachhallte.
Die absehbare Umsetzung der Initiative stiess im Grenzgangerkanton Genf auf
besonderes Interesse.

Am Wahltag erflllten sich die Hoffnungen der FDP auf einen Sitzgewinn. Die
Freisinnigen wurden mit 20.5% (+1.9 Prozentpunkte) neu stérkste Kraft und eroberten
mit Benoit Genecand einen dritten Sitz. Auf den zweiten Platz verwiesen wurden die
Sozialdemokraten, trotz einer leichten Steigerung auf 19.9% (+0.8 Prozentpunkte). Die
SP schaffte es aber den Rucktritt von Bernasconi mit dem Einzug von Laurence
Fehlmann Rielle zu kompensieren. In den sauren Apfel beissen mussten die Grinen,
welche 2.5 Prozentpunkte verloren (neu: 11.5%) und nur noch ein Mandat behalten. Lisa
Mazzone verdrangte zudem parteiintern Anne Mahrer, welche 2013 fur Antonio Hodgers
nachgerickt war. Die SVP steigerte sich auf 17.6% (+1.6 Prozentpunkte) und die CVP auf
12.1% (+2.3 Prozentpunkte). Beide Parteien verteidigten damit ihre Sitze - im Fall der
CVP jener von Guillaume Barazzone. Zu den Verlierern gehorten neben den Griinen
auch das MCG (-1.9 Prozentpunkte) und das Ensemble & Gauche (-0.4 Prozentpunkte).
Das MCG konnte seinen Sitz aber behaupten. Die Genfer Delegation setzt sich nach
dem Wahlsonntag somit folgendermassen zusammen: 3 SP, 3 FDP, 2 SVP, 1 GPS, 1 CVP
und 1 MCG. Die Wahlbeteiligung betrug magere 42.9%, wéhrend der Frauenanteil der
Delegation weiterhin bei 27% verbleibt.

Dem Kanton Jura standen bei den Nationalratswahlen 2015 wie bis anhin zwei Sitze zu.
Mit 24 Kandidierenden auf zwdlf Listen wies der Kanton eine nie zuvor gesehene Zahl an
Bewerberinnen und Bewerbern auf. Auch der Frauenanteil auf den Listen lag bei hohen
37.56% (2011: 31.3%). Zur Sitzverteidigung traten Jean-Paul Gschwind von der CVP und
Pierre-Alain Fridez von der SP an.

Auf linker Seite kam es im Jura zum grossen Zusammenschluss zwischen SP, Grinen,
der Liste CS-POP und den jeweiligen Jungparteien. Bei den anderen Parteien gingen
einzig CVP und FDP jeweils mit ihren Jungparteien eine Listenverbindung ein. Mit dieser
Konstellation war auch klar, dass es bei den jurassischen Nationalratswahlen kaum zu
grossen Uberraschungen kommen wiirde. Hierflir wéare wohl zumindest eine
Listenverbindung zwischen der FDP und der SVP - welche 2007 Dominique Baettig den
Einzug in den Nationalrat ermdglicht hatte - vonndten gewesen. Eine solche
Verbindung wurde aber von den Freisinnigen aufgrund politischer Differenzen
abgelehnt. Somit stiegen die blrgerlichen Parteien faktisch im Alleingang in den
Wahlkampf. Zum ersten Mal gab es im Kanton Jura heuer einen sogenannten «Super
Sunday», d.h. neben National- und Standeratswahlen fanden gleichzeitig auch
kantonale Parlaments- und Regierungswahlen statt. In den Medien war deswegen gegen
Ende des Wahlkampfes von einer «absence de débat» die Rede. Anscheinend fuhrte
die Vielzahl an verschieden Wahlen dazu, dass gewisse Kampagnen im Trudel des Super-
Wahltags untergingen. Ausserdem wurde gut einen Monat vor den Wahlen bekannt, dass
beim Druck der Wahlunterlagen ein Missgeschick unterlaufen war, da bei etwa einem
Prozent der verschickten Unterlagen die Listen einiger Parteien fehlten. Man entschied
sich aufgrund des engen Zeitplans, den betroffenen Stimmblrgern die Mdglichkeit
anzubieten, die restlichen Listen bei der Gemeinde oder der Staatskanzlei zu verlangen.
Sowohl die jurassische Regierung als auch die Bundeskanzlei hiessen dieses
improvisierte  Vorgehen gut. Vom Wahlprozedere abgesehen, wurde der
Nationalratswahlkampf im Jura klar von den Stéanderatswahlen im Kanton dominiert.

So blieb denn auch am Wahlsonntag eine Uberraschung aus. Die CVP etablierte sich
erneut als starkste Partei mit einem Wahleranteil von 27% (-5.6%) und verteidigte ihren
Sitz von Jean-Paul Gschwind (8'728 Stimmen) problemlos. Ebenso schafften es die
Sozialdemokraten mit 23.7% (-7.1 Prozenpunkte), das Mandat von Pierre-Alain Fridez
(8'301 Stimmen) zu halten. Die prozentualen Verluste beider Spitzenparteien waren zu
einem betrachtlichen Teil durch das Antreten von CSP und CS-POP mit eigenen Listen
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erklérbar. Die FDP holte 16.8% der Stimmen (+7.3 Prozentpunkte), die SVP 12.8% (-2.8
Prozentpunkte) und die Grlnen 7.3% (-3.7 Prozentpunkte). Hinter den Gewahlten
Gschwind und Fridez folgten Gabriel Voirol (6163 Stimmen), Karine Marti mit 4'245
Stimmen und Thomas Stettler mit 4'119 Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag - wohl auch
dem «Super Sunday» geschuldet - bei vergleichsweise hohen 54.3% (2011: 44.4%). "

Aussenpolitik

Aussenpolitik

En janvier, le Conseil fédéral a approuvé le Rapport sur la politique extérieure 2013
publié par le DFAE. Deux mois plus tard, le Conseil national et le Conseil des Etats ont
pris acte du rapport. Le 4 mars, le président de la CPE-CN Sommaruga (sp, GE) a
souligné au Conseil national que la discussion sur ce rapport était singuliere vu la
votation du 9 février et la mise en danger de la voie bilatérale avec I'Union européenne.
Il 'a ainsi voulu dire que la stratégie de politique étrangere 2012-2015 était de ce fait
également remise en question. Le rapport présente les principales activités du DFAE
lors de I'année 2013 qui s'alignent sur la stratégie de politique étrangere 2012-2015 du
Conseil fédéral. En outre, un premier bilan de la mise en ceuvre de cette stratégie a été
dressé. Conformément aux lignes directrices du rapport de la politique étrangere 2012~
2015 composées des quatre axes stratégiques, le DFAE a centré son action sur
I'entretien et le développement des relations avec les Etats voisins, I'aménagement et
|'approfondissement des relations avec I'UE, la stabilité en Europe et dans le monde
ainsi que I'entretien des partenariats stratégiques noués hors de I'Europe et la gestion
des questions liées a la gouvernance mondiale.

Le rapport salue, comme en 2012, les bons rapports de la Suisse avec ses Etats voisins -
I'Allemagne, la France, I'ltalie et I'Autriche. Mise a part les relations bilatérales, il
mentionne également la coopération multilatérale qui a été renforcée en 2013. En ce
qui concerne la politique européenne, le rapport la désigne comme empreinte d'un
dynamisme positif, surtout gréace au mandat de négociation avec I'UE adopté en
décembre 2013 par le Conseil fédéral pour trouver une solution institutionnelle sui
generis qui prenne en compte les priorités de la Suisse et permettrait ainsi de garantir
la voie bilatérale. Le rapport souleve également les efforts de la diplomatie Suisse visant
a résoudre des conflits, notamment celui qui déchire la Syrie, et a pérenniser la paix
dans le monde. L'année 2013 a aussi servi de préparation a la présidence de I'OSCE.

En ce qui concerne les relations avec les pays non européens, le rapport souligne que la
Suisse est le premier Etat d’Europe continentale & avoir conclu un accord de libre-
échange avec la Chine et que la Confédération a renforcé ses liens avec des pays
d'Amérique latine, d' Asie, du Golfe et d'Afrique.

La Confédération a di développer son offre de services consulaires en 2013 afin de
mieux pouvoir répondre aux besoins des Helvetes de |'étranger et elle a mis en place
une coopération consulaire internationale pour étre plus efficace. ™

Beziehungen zur EU

Die kleine Kammer befasste sich in der Herbstsession 2015 mit der Motion zu den
«strategischen Positionen zum Verhaltnis der Schweiz zur Europaischen Union». Der
Sprecher der APK-SR, Felix Gutzwiller (fdp, ZH), sprach sich im Namen der Kommission
fur die Annahme der Motion und der parallel diskutierten Motion Sommaruga (sp, GE;
Mo. 14.3120) aus. Die beiden Motionen wirden den Rahmen flr die europapolitische
Positionierung der Schweiz bilden und die Verhandlungen vereinfachen, so die
Kommission. Eine Minderheit Berberat (sp, NE) forderte die Ablehnung der Motion, da
sie «nichts Neues bringe» und eher einen «Rlckschritt in der Debatte Uber die
européaische Frage» darstelle. Der Stéanderat nahm die Motion schliesslich aber doch
mit 27 zu 12 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an.
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

En mai, Genéve a déposé sa candidature pour accueillir le secrétariat permanent de
Green Climate Funds. Cette organisation soutient financierement des projets visant a
réduire les effets négatifs sur le climat dans les pays en développement et I'adaptation
de ces pays aux changements climatiques. La décision est tombée en octobre. La ville
Songdi (Corée du Sud) a été préférée a la candidature genevoise. Cet échec a provoqué
une réaction au parlement. En décembre, Carlo Sommaruga (ps, GE) a déposé une
motion signée par 120 conseillers nationaux demandant au Conseil fédéral de
débloquer un crédit-cadre pluriannuel afin de renforcer Genéve dans son rble de place
d’accueil de la diplomatie internationale. Bien que les chambres ne se soient pas
encore officiellement prononcées sur cette motion, le texte a déja recu un large
soutien romand, ainsi qu’un soutien de parlementaires issus de toutes les grandes
formations partisanes. 2°

Der Genfer Sozialdemokrat Sommaruga (sp, GE) forderte mittels Motion, dass der
Bundesrat den Atomwaffenverbotsvertrag so schnell wie moglich unterzeichnen und
ratifizieren soll. Im Sommer 2017 hatte die Schweiz zusammen mit 121 weiteren Staaten
an der Generalversammlung der Vereinten Nationen dem Atomwaffenverbot
zugestimmt, woraufhin per September des gleichen Jahres der entsprechende Vertrag
bereit lag und zur Unterzeichnung auflag. Sommaruga konnte sich nicht erklaren, warum
die Schweiz, respektive der Bundesrat, den Vertrag nicht sofort unterzeichnet hatte. In
seiner Stellungnahme zu einem friheren Vorstoss hatte die Regierung sogar zu
Protokoll gegeben, dass «ein Nuklearwaffenverbot grundséatzlich zentralen Interessen
und traditionellen Werten der Schweiz» entspreche. So haben auch die humanitéaren
Organisationen IKRK und die IFRC festgehalten, dass es im Interesse aller Staaten sei,
dass Atomwaffen beseitigt und niemals wieder eingesetzt werden.

Der Bundesrat dusserte sich zu dieser Motion zurtickhaltend. Abermals bekraftigte er
zwar die Bedeutung dieses Vertrags und die Kompatibilitat mit zentralen Interessen der
Schweiz und ihrer humanitaren Tradition. Gleichwohl sei es verfehlt, den Vertrag ohne
vertiefte Beurteilung zu unterzeichnen. Er wolle daher eine interdepartemental
angelegte Analyse Uber das Abkommen und seine Wirkung abwarten, die bis Mitte 2018
vorliegen sollte. Inwiefern die Vertragsziele erreicht werden kénnen, werde aber von
nuklearwaffenbesitzenden Staaten abhédngen, die dem Vertrag nicht beigetreten sind
und es wohl in naherer Zukunft auch nicht tun wurden. Ferner betrachtete die
Landesregierung einige Verpflichtungen der Vertragsstaaten als schlecht verifizierbar
und &usserte zudem Bedenken Uber mégliche abschwéchende Effekte des Vertrages
auf bestehende Instrumente.

Als die Motion in der Sommersession 2018 im Nationalrat zur Sprache kam, gab es zwar
keine grossere Debatte - einzige Wortmeldungen kamen vom Motionéar selbst sowie
vom Aussenminister - aber das Verdikt war klar: Mit 100 zu 86 Stimmen wurde die
Forderung unterstrichen und angenommen. Sommaruga gelang es, seine Kolleginnen
und Kollegen zu Gberzeugen. *'

Au mois de décembre 2018, le Conseil des Etats s'est & son tour penché sur la motion
Sommaruga (ps, GE), «Signer et ratifier le traité sur I'interdiction des armes
nucléaires». La chambre haute s'est finalement rangée du c6té de la minorité Seydoux-
Christe (pdc, JU) en acceptant l'intervention du socialiste genevois (24 voix pour, 15
contre et 2 abstentions).

Perdant de facto sa raison d'étre, la motion (18.4097) déposée par la CPE-CE pour une
réévaluation de la question de la ratification du Traité sur les armes nucléaires en 2020
est liquidée. #
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Une seconde initiative parlementaire, déposée cette fois par le député Carlo
Sommaruga (ps, GE) un jour avant la précédente, demande au Conseil fédéral de
prendre les décisions et les modifications légales nécessaires pour mettre fin de
maniére immédiate aux importations et au transit en Suisse de tout produit agricole ou
manufacturé exporté par Israél en provenance de colonies de peuplement ou de
production sises en Cisjordanie ou dans la bande de Gaza.

En mars, le gouvernement a présenté son message concernant |'approbation de
|’'accord de libre-échange signé en novembre de I'année précédente entre les Etats
membres de I'’AELE et la République de Colombie qui était alors le troisieme partenaire
commercial de la Suisse en Amérique latine. Cet accord couvre le commerce des
produits industriels, des produits agricoles transformés et des services, les
investissements, la protection de la propriété intellectuelle, les marchés publics, la
concurrence et la coopération technique. Au Conseil national, une minorité Carlo
Sommaruga (ps, GE) a proposé le renvoi du projet au Conseil fédéral notamment poury
intégrer des standards minimaux de protection des travailleurs et de I'environnement
dans le sens du projet de libre-échange des Etats-Unis avec la Colombie et pour tirer
un bilan de la situation des droits de I'nomme dans ce pays. Cette proposition a été
rejetée par 108 voix contre 70, elle n'a été soutenue que par les socialistes, les
écologistes et quelques membres du PDC. Au vote sur I'ensemble, le projet a été
adopté par 113 voix contre 63. Au Conseil des Etats, une proposition de minorité
Recordon (pe, VD) allant dans le sens de la minorité Sommaruga a également été rejetée
par 32 voix contre 6. Au vote sur I’'ensemble le projet a été adopté par 31 voix contre
5. 24

Lors de son voyage en Chine, le conseiller fédéral Johann Schneider-Ammann a signé
un accord de libre-échange avec la Chine. La signature de cet accord a fait couler
beaucoup d’encre dans la presse helvétique. Dés la publication du contenu de I'accord
en juillet, les ONG ont critiqué I"'absence de référence aux droits humains. D'un point
de vue économique, I"accord permettra surtout une diminution des droits de douane et
une meilleure protection de la propriété intellectuelle. Malgré sa large acceptation au
Conseil national (120 voix contre 46 et 16 abstentions), la gauche, par la voie d'une
minorité Sommaruga (ps, GE), s’est opposée a la ratification sans la garantie d'une
clause sur le respect des droits de 'homme. Cette demande n’ayant pas trouvé de
majorité au parlement, la gauche a ensuite déposé deux nouvelles propositions de
minorité. La premiére déposée par Jacqueline Fehr (ps, ZH) a demandé que soient
rajoutés les termes suivants : « Le Conseil fédéral soutient I'acquisition d'informations
et la transparence en ce qui concerne les conditions de travail et la protection de
|'environnement chez les producteurs et les fournisseurs ». Bien que cette proposition
ait aussi recu le soutien des vert’libéraux, elle n'a pas réussi a créer une majorité. La
deuxiéeme proposition émanant de Claudia Friedl (ps, SG) a exigé que «Le Conseil
fédéral charge la Division Sécurité humaine, la Direction du travail et I'Office fédéral de
|'environnement de surveiller I'exécution des dispositions sur les droits de I'hnomme et
sur les questions du travail et de I'environnement liées au commerce" n‘a pas non plus
trouvé de soutien suffisant. En dernier recours, la conseillére nationale Fehr (ps, ZH) a
proposé a la chambre de soumettre cet accord au peuple par voie de referendum
obligatoire. Les parlementaires bourgeois se sont opposés a cette nouvelle proposition
en la qualifiant d’anticonstitutionnelle et en faisant référence au refus populaire de
I'initiative de I’ASIN « La parole au peuple ! » votée en 2012. Apres le « oui » du Conseil
national, le Conseil des Etats devra encore se prononcer. Si ce dernier s'aligne sur la
décision du Conseil national, la Suisse deviendrait le premier pays européen a conclure
un tel accord avec la grande puissance asiatique. Notons également que l|'accord
contient une clause de renégociation qui permettra aux deux parties de modifier
|"accord a un rythme biannuel. Cet accord de libre-échange a également été mis en lien
avec la visite du Dalai-Lama en avril. La presse a supposé que ledit accord était
certainement une des raisons qui a poussé le Conseil fédéral a ne pas accueillir en
personne le Dalai-Lama. Au final, le leader tibétain a été recu par la présidente du
Conseil national Maya Graf (verts, BL) dans les locaux du parlement. #°
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Apres que le Conseil national ait donné son accord lors de la session d'hiver 2013, cela a
été au tour du Conseil des Etats de débattre sur I'accord de libre-échange (ALE) entre
la Suisse et la Chine lors de la session de printemps 2014. La CPE-CE avait auparavant
voté en faveur d'un accord bilatéral avec le troisieme plus important partenaire
économique de la Suisse par 7 voix et 5 abstentions en mentionnant que cet accord
allait avoir des effets positifs sur I'économie helvétique. Une minorité au sein de la
commission avait proposé le renvoi du projet au Conseil fédéral, demandant la garantie
d’une clause sur le respect des droits de I'homme, comme cela avait été réclamé par la
minorité Sommaruga (ps, GE) lors des débats au Conseil national. Toutefois, cette
proposition a été rejetée par 6 voix contre 2 et 4 abstentions.

Le 20 mars 2014, le Conseil des Etats a également approuvé I'accord de libre-échange
entre la Suisse et la Chine par 25 voix contre 3 et 11 abstentions. La demande de
Recordon (verts, VD) de renvoyer le projet au Conseil fédéral pour cause de lacunes
concernant le respect des droits de I'nomme n'a pas abouti. La majorité a également
repoussé la proposition Levrat (ps, FR), demandant le renvoi du projet & la CPE-CE.
Christian Levrat avait émis des doutes envers la compatibilité de cet accord et la
votation du 9 février sur I'immigration de masse.

Le Conseil des Etats a voté a I'instar du National contre la soumission au référendum
facultatif. C'est donc ainsi que I'accord bilatéral de libre-échange entre la Suisse et la
Chine est entré en vigueur le 1juillet 2014. En ce qui concerne les impacts positifs sur
|'"économie suisse, il est encore trop tét pour se prononcer. Mais un fort intérét de la
part des PME a pu étre observé, comme le dit Christian Etter, négociateur en chef du
SECO. En effet, cet accord leur permet de faire des économies sur les droits de douane
et les place dans une position avantageuse face a la concurrence internationale. 2

Le 12 octobre 2016, le Conseil fédéral soumettait au Parlement le projet d'arrété fédéral
relatif a I'Accord sur la coopération policiere en matiere de lutte contre la criminalité
signé en avril 2016 avec le Monténégro (Lutte contre la criminalité. Accord avec le
Monténégro). S'ajoutant a d'autres accords similaires déja conclus avec différents pays
d'Europe de I'Est et du Sud-Est, I'entente établie avec le Monténégro participe de
maniére directe au développement de la sécurité intérieure helvétique. Tel que
spécifié par le socialiste Pierre-Alain Fridez (ps, JU), rapporteur pour la CPS-CN,
|'accord en question a pour principal objectif de favoriser le "transfert d'informations
et [ainsil une meilleure collaboration entre les deux Etats pour repérer et démanteler
des réseaux de crime organisé".

Dans les rangs des chambres fédérales, I'arrété n'a pas suscité de discussion et a été
adopté a l'unanimité lors du vote final du 29 septembre 2017 (194 voix pour, O contre et
0 abstention au Conseil national / 44 voix pour, O contre et 0 abstention au Conseil des
Etats). 7

Auslandschweizer

Par 91 voix contre 74, le Conseil national a décidé de donner suite, contre I'avis de la
commission, a une initiative parlementaire du député genevois Carlo Sommaruga (ps,
GE), qui proposait de modifier la Constitution et tous les autres textes législatifs
I'exigeant, de telle sorte que les Suissesses et les Suisses de I|'étranger puissent
disposer d’une représentation parlementaire, selon les modalités les plus adaptées aux
institutions suisses.

Entwicklungspolitik

Au mois de décembre 2015, les chambres fédérales ont adopté deux projets d'arrétés
fédéraux, le premier relatif & l'adhésion de la Suisse a la Banque asiatique
d'investissement dans les infrastructures (BAll), le second concernant le financement
de l'adhésion de la Suisse a la BAIl. Créée a l'initiative de la Chine, cette nouvelle
institution a pour objectif de lutter contre la pauvreté et d'encourager un
développement économique durable en Asie par le biais d'investissements dans les
infrastructures de domaines divers et variés - transport, énergie, développement
urbain, agriculture ou environnement. Que ce soit au Conseil des Etats ou au Conseil
national, les votes contestataires provenaient en exclusivité d'élus de gauche, issus des
groupes parlementaires vert et socialiste. Le conseiller national Sommaruga (ps, GE) n'a
d'ailleurs pas hésité a questionner I'nonnéteté des motivations avancées par le Conseil
fédéral: "Il n'y a pas d'urgence de fait a lutter contre la pauvreté, ni pour I'introduction

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19

12



MOTION
DATUM: 14.12.2018
AMANDO AMMANN

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE

DATUM: 26.09.2018

MAXIMILIAN SCHUBIGER

de standards environnementaux. Il s'agit uniquement d'essayer de placer en bonne
position la place financiére suisse et d'attirer a Zurich ou en Suisse [...] le siége
européen de la BAIl", a fustigé le parlementaire socialiste. %

Aussenwirtschaftspolitik

Im Dezember 2018 reichte Nationalrat Fridez (sp, JU) eine Motion ein, mittels der
Waffenexporte nach Saudi-Arabien gestoppt werden sollten. Der Bundesrat misse
samtliche Waffenexporte, inklusive Ersatzteile und Munition nach Saudi-Arabien und
weitere Lander, die im Jemen-Konflikt involviert sind, unverziglich stoppen, forderte
Motionar Fridez. Er begrindete die Motion mit der prominenten Rolle, welche Saudi-
Arabien im Bdlrgerkrieg in Jemen einnehme und mit weiteren saudischen
Menschenrechtsverletzungen, insbesondere der Ermordung Jamal Khashoggis. Aus
Sicht Fridezs war der Bundesrat durch Artikel 19 des Kriegsmaterialgesetzes dazu in der
Lage, Ausfuhrbewilligungen zu suspendieren oder zu widerrufen, wenn
«ausserordentliche Umstande es erforderten». In seiner Stellungnahme zeigte sich der
Bundesrat  zwar  Uber die  humanitéare Krise in  Jemen und  die
Menschenrechtsverletzungen Saudi-Arabiens besorgt. Jedoch beschwichtigte er, dass
die Schweiz in ihrer Kriegsmaterialexportpraxis frih auf die Ereignisse in Jemen
reagiert habe. Das SECO habe bereits einen Tag nach der Militérintervention in Jemen
samtliche Gesuche fur die Ausfuhr von Kriegsmaterial an die beteiligten Staaten
blockiert. 2016 beschloss der Bundesrat zudem, dass jene Ausfuhrgesuche abgelehnt
werden, bei denen ein erhdhtes Risiko fir eine Verwendung im Jemen-Konflikt
bestand. Laut WBF wirden seit Oktober 2018 bereits zugestimmte Bewilligungen nicht
eingesetzt und héngige neue Gesuche betreffend Saudi-Arabien nicht behandelt, bis
das WBF eine Neubeurteilung der Lage vorgenommen habe. Der Bundesrat verwies
zudem auf seine Stellungnahme zur Motion Seiler Graf (sp, ZH; Mo. 18.4138) hinsichtlich
des Vorliegens «ausserordentlicher Umstande». Man begrusse die Vermittlung der
Vereinten Nationen im Jemen und hoffe, dass diese einen ersten Schritt in Richtung
eines neuen Friedensprozesses darstelle. Fur den Bundesrat bestand kein
Handlungsbedarf, weshalb er die Ablehnung der Motion beantragte.

Die Motion wurde im Dezember 2020 abgeschrieben, da sie nicht innert zwei Jahren im
Rat behandelt wurde. *°

Landesverteidigung

Landesverteidigung

Nachdem die Unterstitzung der WEF-Jahrestreffen durch die Armee auch fur die
néchsten Jahre vom Sténderat beflrwortet worden war, regte sich im Nationalrat
Widerstand in Form eines Nichteintretensantrags Mazzone (gp, GE). Sie wollte
zusammen mit Balthasar Glattli (gp, ZH) die Beteiligung des Bundes an der Finanzierung
der Sicherheitsmassnahmen des Kantons Graubinden verhindern. Die Mehrheit der SiK
des Nationalrates stellte sich jedoch mit 21 zu zwei Stimmen deutlich hinter die beiden
zu verhandelnden Geschafte und stitzte so den Entscheid der Standekammer.
Mazzone, die ihren Nichteintretensantrag im Plenum vertrat, konnte sich nicht mit der
finanziellen Unterstitzung des Kantons Graublnden anfreunden, weil sie die WEF-
Jahrestreffen flur private Veranstaltungen einer privaten Stiftung hielt, die tberdies
selbst Uber grosse finanzielle Reserven verfligen. Unterstutzung erhielt sie von SP-
Sprecher Fridez (sp, JU), der verlauten liess, dass zwar eine Mehrheit der Fraktion auf
beide Vorlagen eintreten, jedoch in der Detailberatung auch Minderheitsantrége
unterstitzen werde, die auf eine Reduktion des finanziellen Unterstitzungsbeitrags
abzielten. Ansonsten wehte Links-griin ein rauer Wind entgegen, da sich alle anderen
Fraktionen flr die Annahme der Vorlagen ausgesprochen hatten. Eintreten wurde dann
deutlich beschlossen, die geschlossen stimmende grine Fraktion und einige SP-
Angehdrige konnten der birgerlichen Ratsmehrheit wenig entgegensetzen.

In der Detailberatung wurden mehrere Minderheitsantrage behandelt. Ein Antrag Glattli
(gp, ZH) beinhaltete eine Umverteilung der Kosten des Armeeeinsatzes, indem die
Halfte der Ausgaben (bzw. der geleisteten Diensttage) durch die WEF-Organisatoren
getragen werden sollte. Eine zweite Minderheit Crottaz (sp, VD) zielte auf eine
Reduktion des Verpflichtungskredits auf CHF 10.75 Mio., also auf eine Einsparung von
CHF 1 Mio. gegenuber dem Entwurf der Regierung. Als Ausgleichsangebot wollten die
Antragstellenden mit einem zweiten Vorschlag CHF 900'000 bereitstellen, falls dieser
Plafond von CHF 10.75 Mio. nicht ausreichen wirde. Eine Minderheit Sommaruga (sp,
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GE) wollte noch weniger Mittel freigeben, némlich CHF 6.75 Mio. Samtliche
Gegenantrage blieben aber erfolglos, so dass der Nationalrat schliesslich die vom
Standerat beschlossenen Varianten bestatigte. Damit setzte sich auch der Bundesrat
durch, der die Vorlagen so ins Parlament geschickt hatte. Mit 151 zu 23 Stimmen
respektive mit 131 zu 29 Stimmen wurden die Vorlagen genehmigt; in beiden Féllen
konnte die geschlossen Nein-stimmende grine Fraktion den Entscheid nicht
verhindern. *'

Militareinsatze

Im Februar des Berichtsjahres publizierte der Bundesrat seine Botschaft lUber den
Einsatz der Armee zum Schutz des World Economic Forum (WEF) in Davos. Die
Regierung des Kantons Graubinden hatte im September 2011 den Bundesrat um
Unterstitzung zur Gewahrleistung der Sicherheit wahrend der WEF Jahrestreffen 2013~
2015 gebeten. Die Armee soll erneut im Assistenzdienst die zivilen Behdrden
unterstlitzen. Der Kostenaufwand wurde vom Bundesrat auf maximal 3 Mio. CHF pro
Jahr geschatzt. Im Entwurf zur Botschaft wurde um eine Bewilligung des
Schutzauftrages flr drei Jahre gebeten. Die grosse Kammer hatte sich als Erstrat mit
dem Geschaft zu befassen. Eine Minderheit Geri Muller (gp, AG) beantragte
Nichteintreten. Eine weitere Minderheit Fridez (sp, JU) beantragte, den Einsatz lediglich
flr das Jahr 2013 zu bewilligen, um in einer spateren Runde die Einsatze fur die
Folgejahre infrage zu stellen. Im Nationalrat setzte sich, nach einer intensiv geflihrten
Diskussion Uber den Sinn des WEF und die Rolle der Schweiz als neutraler Staat und
dessen Aussenwirtschaftspolitik sowie den verfassungsmassigen Auftrag der Armee,
schliesslich der Entwurf des Bundesrates durch. Eintreten war zwar unbestritten, doch
in den folgenden Abstimmungen setzte die Griine Partei zusammen mit einem Grossteil
der SP-Fraktion ein deutliches, aber erfolgloses Zeichen gegen diesen Einsatz. Der
Standerat folgte im September des Berichtsjahres dem Votum des Erstrates
diskussionslos. *?

Im Nationalrat wehte der Botschaft lUber die Armeeeinsédtze anldsslich der WEF-
Jahrestreffen ein rauerer Wind entgegen als in der kleinen Kammer. In der SiK wurden
bereits Minderheitsantrage behandelt, sie blieben jedoch erfolglos. In der
Gesamtabstimmung beantragte die Kommission mit 17 zu 6 Stimmen Annahme der
Botschaft, wie Sprecher Blchler (cvp, SG) bekannt gab. Eine Minderheit | Voruz (sp, VD)
wollte den Maximalbestand der Truppe im WEF-Einsatz auf 3000 Armeeangehorige
(AdA) limitieren. Eine Minderheit Il Voruz (sp, VD) beantragte einen neuen
Kostenverteiler, wobei die WEF-Organisation und der Kanton Graubiinden je genau ein
Drittel der Sicherheitskosten tragen sollen. Die SiK lehnte beide Antrage ab.

Pierre-Alain Fridez (sp, JU) unterstltzte die beiden Minderheitsantrége im Plenum und
gab sogleich zu, dass seine Partei eine solche Debatte gerne zum Anlass nehme,
kritische Fragen zu stellen. So wurde etwa die Rolle der Armee in Frage gestellt, weil die
Kernaufgabe der Sicherung dieses Anlasses eben Sache der Polizei sein sollte und nicht
der Armee. So stellte Fridez zur Debatte, ob die Armee angesichts der laufenden
Reformen in einigen Jahren immer noch in der Lage sein wlrde, Einsatze mit einem
solchen Personalaufwand leisten zu kénnen. Zum zweiten Minderheitsantrag stellte er
klar, dass sich der Kanton Graubtinden, aber auch die Organisatoren des WEF, mehr an
den Kosten des Armeeeinsatzes beteiligen sollten.

Die Debatte gestaltete sich dann aber nicht sehr kontrovers und alle Fraktionen, ausser
jene der SP, unterstitzen den Mehrheitsantrag geméss Bundesratsentwurf und
Standeratsbeschluss. Die Reduktion des Maximalbestandes der eingesetzten Truppe
begriindete Eric Voruz (sp, VD) mit den Erfahrungen vergangener WEF-Armeeeinsatze,
in denen jeweils nicht mehr als ein Kontingent von 3000 bis 3500 AdA bendtigt worden
war. Uberdies sah Voruz auch beziiglich Personalbestand den Kanton Graubiinden in
der Pflicht, mehr Polizeikrafte fuar das WEF zu mobilisieren, zumal die
Bestandsreduktion im Rahmen der WEA kiinftige Einsatze der Armee im Assistenzdienst
erschwere. Zum Vorschlag der Kosten-Neuaufteilung verlor der Initiant wenige Worte
und blieb beim Kern seines Anliegens, die Kosten gleichmassig aufzuteilen.

Es blieb aber bei den beiden Versuchen, die Botschaft anzupassen, denn beide
Minderheitsantréage wurden auch vom Ratsplenum deutlich abgelehnt. Mit 126 zu 46
Stimmen sprach sich der Nationalrat fir den Bestand von weiterhin maximal 5000 AdA
aus und mit 130 zu 49 Stimmen wurde die beantragte Anderung der Kostenaufteilung
ebenfalls abgewiesen. In beiden Abstimmungen unterlag links-griin. In der
Schlussabstimmung wurde das Geschéft schliesslich mit 132 zu 35 Stimmen bei 13
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Enthaltungen angenommen.

Militarorganisation

Etwas spéater als im Vorjahr, némlich erst im Juni legte der Bundesrat die
Immobilienbotschaft 2014 des VBS vor. Die von der Regierung beantragten Mittel
beliefen sich auf knapp CHF 440 Mio. Fur den Departementsbereich Verteidigung
sollten fur zwei Vorhaben rund CHF 120 Mio. gesprochen werden. Damit sollen
Infrastrukturprojekte auf dem Flugplatz von Payerne (VD) sowie auf dem Waffenplatz
Bure (JU) finanziert werden. Diese beiden Vorhaben sollten bis 2019 abgeschlossen
werden. Mit einem Rahmenkredit Gber CHF 290 Mio. sollen diverse weitere, so genannt
~kleine Bauvorhaben™ an Objekten der ,armasuisse Immobilien™ realisiert werden.
Darunter fallen Bauten flur Einsatz, Ausbildung und Logistik der Landesverteidigung
sowie der nationalen Sicherheit. Der Rahmenkredit dient zur Tilgung von Kosten aller
Art, von Studien und Projektierungen Uber Instandsetzungsmassnahmen und
teuerungsbedingten Mehrkosten bis zu dringenden und ungeplanten Vorhaben. CHF 10
Mio. davon wurden beispielsweise veranschlagt, um Baumassnahmen fur die
Bereitstellung von Asylunterkiinften umzusetzen. Weitere CHF 30 Mio. wurden
beantragt, um nétigenfalls und kurzfristig neue Objekte zumieten zu kdnnen,
beziehungsweise in Einzelfallen auch Ausbauten zu tatigen. Ausschlaggebend fur diesen
Schritt war eine Erfahrung aus dem Jahre 2013, als eine Rochade in der Nutzung von
Bundesimmobilien zu Komplikationen fuhrte. Ein Mietgeschéaft, welches Kosten von CHF
10 Mio. nicht Ubersteigt, bedarf keiner Genehmigung durch das Parlament. Zumiete und
Ausbau Uberstiegen jedoch damals diese Schwelle, was zu kurzfristiger
Handlungsunféhigkeit von ,armasuisse Immobilien™ fihrte. Das Polster dieser nun zu
genehmigenden CHF 30 Mio. sollte solchen Féllen vorbeugen. Mit diesem Rahmenkredit
zeigte sich der Bundesrat Uberzeugt, eine praxisbezogene und haushaltsrechtlich
einwandfreie Losung fur Probleme, die in Zusammenhang mit Mietgeschéaften immer
wieder auftreten, gefunden zu haben. Gleichzeitig werde damit Spielraum fur rasches
und zielgerichtetes Handeln geschaffen. In der Herbstsession befasste sich der
Nationalrat mit dem Geschéaft. Mit 152 zu O Stimmen wurde die Immobilienbotschaft
zwar ohne Abstriche genehmigt, jedoch relativieren die 32 Enthaltungen die
Deutlichkeit der Entscheidung. Vor der Schlussabstimmung scheiterte ein
Minderheitsantrag Fridez (sp, JU), welcher den Rahmenkredit fir kleine Vorhaben auf
CHF 145 Mio. klrzen wollte. Mit Rahmenkrediten wurden die Departemente Gelder
einsetzen, ohne dass das Parlament wisse, wohin die Mittel fliessen. Diesen Zustand
kritisierte Nationalratin Barbara Gysi (sp, SG) und forderte im Plenum, solche ,Black-
Boxes™ nicht zu genehmigen. Mit 52 zu 131 Stimmen unterlag der Vorschlag. Von den 52
links-grinen Nein-Stimmenden signalisierten noch 32 in der Schlussabstimmung ihren
Unmut durch Enthaltung. Im Stédnderat konnte Kommissionssprecher Alex Kuprecht
(svp, SZ) dem Geschéft den Weg ebnen. Die Haltungen in der Kommission seien
unumstritten und in Anerkennung der Notwendigkeit aller Bauvorhaben beantragte er,
die Kredite zu genehmigen. Pro forma ausserte sich auch noch Verteidigungsminister
Maurer, der den Abstimmungen jedoch unbesorgt beiwohnen konnte: Mit 40 Stimmen
wurde der Antrag in allen Punkten jeweils einstimmig durchgewinkt. **

Nachdem eine ,unheiligen Allianz™ zwischen der SVP-Fraktion und den Fraktionen der
SP und der Grlinen im Nationalrat das Bundesgesetz iiber die Armee und die
Militarverwaltung (MG) in eine Zusatzrunde geschickt hatte, galt es in der Wintersession
2015 das Geschaft erneut in Angriff zu nehmen. Der Stéanderat, der seinerseits auch
noch einige Justierungen vorgenommen hatte - durchaus im Sinne der grossen
Kammer, weil sich der Stdnderat an deren Zwischenentscheiden orientiert hatte -,
hatte dem Nationalrat quasi die Hand zu einer raschen Entscheidfindung gereicht. Eine
solche erhoffte sich auch SiK-Préasident und -Sprecher Thomas Hurter (svp, SH), der
sich in seinem Reslimee und Eintretensvotum ein ,zlgiges Vorwartskommen™ winschte,
gleichzeitig aber auch davor warnte, das Geschaft ein zweites Mal scheitern zu lassen.
Die Kommission des Nationalrates empfahl ihrem Rat, auf einen Truppenombudsmann
zu verzichten, die Anzahl an Wiederholungskursen bei sechs Kursen, die drei Wochen
dauern sollen, zu belassen sowie den Durchdieneranteil auf héchstens 15 Prozent zu
beschranken. Neu war, und es handelte sich dabei um das Piece de Résistance, dass ein
Zahlungsrahmen fur die Armee 2017-2020 als eigenstandige Norm vorgeschlagen
wurde. Weder im MG, noch in der Armeeorganisationsverordnung oder in
Ubergangsbestimmungen sollte die Finanzfrage geklart werden, sondern in einer
eigenen Vorlage, einem Zahlungsrahmen als Bundesbeschluss (der als sechste Vorlage
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Teil der WEA wurde; siehe unten). Natlrlich beantragte die Kommission Eintreten auf
die Vorlage, man hatte das mit 23 zu 2 Stimmen beschlossen.

Die Vorzeichen flr die neuerliche Eintretensdebatte hatten sich im grossen Ganzen
nicht gewandelt, die Grlinen-Fraktion sprach sich erneut als einzige weiterhin flr
Nichteintreten aus, blieb jedoch wiederum erfolglos. Inr Argument, es handle sich nicht
um eine Weiterentwicklung, verfing nicht. In der Detailberatung dominierten die oben
bereits erwahnten Diskussionspunkte, zunachst jener einer Ombudsstelle, die nun
durch einen Minderheitsantrag Fridez (sp, JU) doch noch geschaffen werden sollte. Das
Plenum stellte sich aber hinter die Kommission und folgte damit mit 133 zu 60 Stimmen
dem Standerat, der ebenso auf eine Ombudsstelle verzichtet hatte. Zu Anzahl und
Dauer der Wiederholungskurse standen drei Varianten zur Debatte. Die
Kommissionsmehrheit wollte sechs dreiwéchige Kurse, was eine Differenz zum
Standerat bedeutete. Eine Minderheit | Graf-Litscher (sp, TG) sprach sich fur .vier bis
flinf* Wiederholungskurse aus, eine Minderheit Il Flach (glp, AG) setzte sich fur die
Version des Standerates, also fur funf dreiwdchige Kurse, ein. Keine der beiden
Alternativen konnte eine Mehrheit Uberzeugen, die Kommission setzte sich durch,
womit also mehr Diensttage geleistet werden sollten als vom Stédnderat vorgeschlagen.
Der Anteil an Durchdienern am gesamten Armeebestand sollte nach dem Willen der
grossen Kammer 15 Prozent nicht Ubersteigen, dies wurde im Einklang mit dem
Standerat und gegen einen Minderheitsantrag Graf-Litscher (sp, TG) beschlossen.
Ebenso wurde mit 144 zu 49 Stimmen ein weiterer Antrag der Thurgauerin verworfen
und damit das Milizprinzip im MG weiterhin verankert.

Die Finanzfrage wurde aus dem MG herausgeldst, die hierzu gefihrte Debatte flhrte
schliesslich auch dazu, dass im Nationalrat das MG in der Gesamtabstimmung mit 142 zu
7 Stimmen angenommen wurde. 42 Nationalratinnen und Nationalrate, Angehorige der
Fraktionen von SP und Griinen, enthielten sich ihrer Stimme.

Verordnung der Bundesversammlung iiber die Organisation der Armee

Wahrend sich der Sténderat in den Beratungen zur Verordnung der
Bundesversammlung Uber die Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO) nicht
mehr Uber den Bestand der Armee ausgetauscht hatte, gab diese im Nationalrat noch
einmal Anlass zu Diskussionen. In der ersten Runde der Differenzbereinigung hatte man
sich auf die Linie des Standerates gestellt und eine Armee mit einem Sollbestand von
100'000 Armeeangehdrigen beschlossen. In der Wintersession des Nationalrates gab es
wieder zwei Minderheitsantrage dazu, von links einen auf eine kleinere Armee mit
80'000 sowie von rechts einen Antrag auf eine grossere Armee mit 120'000 AdA im
Normalbetrieb. Ahnlich zeigten sich die Praferenzen im Ratssaal: Wahrend die SVP-
Fraktion einen grosseren Bestand forderte, standen die anderen burgerlichen
Fraktionen fur den Mittelweg ein. Die Ratslinke wollte eine moglichst schlanke Armee,
die etwas weniger kosten wirde. Die erneute Behandlung der Organisationsverordnung
ging jedoch im Lichte der weitaus heftiger geflihrten Debatte um das MG beinahe etwas
unter. So wurden die Antrage diskussionslos - die Positionen wurden dargelegt -
einander gegenlbergestellt. Mit 58 gegen 135 respektive 68 zu 124 Stimmen unterlagen
beide Minderheitsantrédge deutlich. Somit war eine Armee mit einem Sollbestand von
100'000 Militardienstpflichtigen und einem Effektivbestand von maximal 140'000 AdA
beschlossene Sache.

Auch punkto Armeeorganisation im Bereich der Flhrungsebene gab es nochmals
differierende Vorschlage. Die SiK-NR stellte sich mehrheitlich hinter die standeratliche
Variante, die auf die ursprungliche Entwurfsfassung zurtickgeht, nachdem die kleine
Kammer an dieser ersten Formulierung festgehalten hatte. Erneut gab es einen Antrag
Graf-Litscher (sp, TG) fir nur zwei mechanisierte Brigaden sowie einen Antrag Mller
(fdp, SG), der eine grossere Fuhrungsstruktur etablieren wollte, wie dies im Standerat
ebenfalls besprochen, jedoch verworfen worden war. Beide Antrdge unterlagen
deutlich. Der Nationalrat lenkte damit auf die Fassung des Stédnderates ein, die
Differenzen waren beseitigt und die Verordnung war bereit fir die Schlussabstimmung.

Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020

Nachdem sich die Armeefinanzen als wesentlicher Problempunkt in der WEA entpuppt
hatten, beschloss die SiK des Nationalrates, einen neuen Weg zu beschreiten und die
Finanzfrage aus den anderen Teilgeschéaften der WEA herauszulésen und einen neuen
Zahlungsrahmen der Armee 2017-2020 vorzuschlagen, der in einem Bundesbeschluss
geregelt werden sollte. Bereits im Rahmen der Beratungen zur Armeebotschaft und der
dort geflhrten Debatte um die Armeefinanzierung héatte ein vom Bundesrat
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vorgeschlagener Zahlungsrahmen verabschiedet werden sollen. Aufgrund der
Uneinigkeit Gber die Hohe der finanziellen Ressourcen, die der Armee zur Verfligung
gestellt werden sollten, war dieses Teilgeschaft damals jedoch gescheitert.
Offensichtlich mussten die Armeefinanzen aber in der WEA geregelt werden, daher
wahlte die SiK-NR erneut diesen Weg. Das Ratsplenum folgte schliesslich diesem Antrag
vollumfassend.

Eintreten auf diese neue Vorlage war jedoch nicht unumstritten. Ein Minderheitsantrag
Flach (glp, AG) wollte sich nicht darauf einlassen. Er wollte jedoch nicht grundsatzlich
gegen eine solche Losung votieren, sondern lediglich vermeiden, dass der tags darauf
folgenden Budgetdebatte vorgegriffen werde. Sekundiert wurde er von Graf-Litscher
(sp, TG), die jedoch eher sachpolitische Grinde fir den Nichteintretensantrag
vorbrachte. Sie wollte keine feste Zahl in den Zahlungsrahmen schreiben. Der
Nationalrat trat jedoch auf die Vorlage ein (136 zu 56 Stimmen).

Die Kommission schlug vor, CHF 5 Mrd. pro Jahr fur die Armee einzusetzen und deshalb
als Konsequenz CHF 20 Mrd. fur die Jahre 2017-2020 zu sprechen. Damit folgte sie
nicht nur dem Bundesrat und dem Standerat, sondern auch friheren Entscheiden der
Bundesversammlung. Der Bundesrat hatte, das flihrte Verteidigungsminister Maurer
auch in seinem Referat aus, bereits einige Vorarbeiten - notabene fir Einsparungen -
lanciert, um diese finanzielle Vorgabe zu erreichen. Beispielsweise wurden diverse
Bauten der Armee abgestossen, Waffenplatze geschlossen, aber auch Anstrengungen
unternommen, die Gesamtzahl an Diensttagen zu reduzieren. Gegenantrage kamen von
Graf-Litscher (sp, TG), Flach (glp, AG) und seitens von Siebenthal (svp, BE). Letzterer
strebte nach der Maximalvariante und faktisch nach den ndétigen Aufwendungen fir
eine Armee, die wie bisher mit CHF 5,4 Mrd. pro Jahr alimentiert war, und folglich nach
einem Umfang des Zahlungsrahmens von CHF 21,6 Mrd. Flachs Antrag lautete auf CHF
18,8 Mrd. Der Antrag Graf-Litscher entsprach demjenigen von Pierre-Alain Fridez (sp,
JU), der seinerseits diese Summe erfolglos vorgeschlagen hatte, als es noch um die
Festsetzung des Betrags im MG ging. Die Festsetzung auf CHF 17,6 Mrd. wulrde einer
jahrlichen Alimentierung von CHF 4,4 Mrd. pro Jahr entsprechen; eine Zahl, die in den
Diskussionen immer wieder genannt wurde. Gegen alle anders lautenden Antréage als die
auch von der SiK beflrworteten CHF 20 Mrd. fihrte Bundesrat Maurer Gegenargumente
an. Gegen eine Erhéhung sprachen die bereits getatigten Sparanstrengungen und gegen
eine Verminderung der Finanzstrome sprach schlicht der Auftrag der Armee, deren
Sollbestand von 100'000 Militars inzwischen beschlossene Sache war. Offenbar
Uberzeugten die Voten der beiden SVP-Exponenten Maurer und Hurter (svp, SH), denn
das Ratsplenum verwarf samtliche Varianten und einigte sich auf den Mehrheitsantrag.
Mit 156 zu 29 Stimmen bei 5 Enthaltungen wurde auch die Schuldenbremse geldst. In
der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 141 zu 30 Stimmen und 21 Enthaltungen
genehmigt. Nachdem also die Finanzen die WEA an den Rand des Schiffbruchs gebracht
hatten, war jetzt eine Variante aufgegleist worden, die gute Vorzeichen hatte, auch im
Stadnderat eine Mehrheit zu finden. %

Das zu revidierende Bundesgesetz liber die Wehrpflichtersatzabgabe gelangte in der
Wintersession ins Parlament, wo sich die grosse Kammer als Erstrat zur Vorlage zu
dussern hatte. Sik-Sprecher Flach (glp, AG) stellte die Vorlage in den Grundziigen dem
Plenum vor und konnte das in der Kommission unbestrittene Eintreten auf das Geschaft
beantragen, er merkte hingegen bereits an, dass es in der Detailberatung mehrere
Minderheitsantrage zu behandeln gebe, darunter einen zur Berechnungsart der
Ersatzabgabe. Der franzosischsprechende Berichterstatter Sommaruga (sp, GE) fligte in
seinem Votum zudem an, dass dieser einstimmige Antrag von elf Enthaltungen begleitet
war, ganz unanim wurde er also nicht gefasst. Fur die SP-Fraktion sprach in der Folge
die Zurcher Abgeordnete Seiler Graf (sp, ZH), die spater auch einige der
Minderheitsantrage zu verteidigen hatte. Insgesamt drei Antrdge waren von der SP
vorgebracht worden. Erstens empfand die Partei das Abgabesystem als sozial nicht
gerecht (vgl unten), zweitens stellte sie einen Antrag zum Sicherungsmechanismus (vgl.
unten) und drittens storten sich die Genossen an der Abschluss-Ersatzabgabe, die sie
ebenfalls nicht als gerecht empfanden. Zwar erfillten zahlreiche Armeeangehérige die
Dienstpflicht nicht, dies aber aus Unverschulden, beispielsweise wegen langeren
Auslandaufenthalten oder Krankheitsfallen. Die angedachte Abschluss-Ersatzabgabe
habe einen strafenden Charakter, was den Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
missfiel. Zudem brauche es mit der WEA-Armee schlicht nicht mehr jede und jeden
und wenn man nicht aufgeboten werde, solle man nicht bestraft werden, wenn
«gesetzliche Denkfehler» begangen worden seien. Dahingehend werde die SP den
Minderheitsantrag Mazzone (gp, GE) auf Fallenlassen der Ersatzabgabe unterstitzen.
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Letztere kam sogleich auf diesen zu sprechen und kritisierte vor allem die Ursache von
verbleibenden Restdiensttagen im Falle von Versaumnissen beim Aufgebot durch die
Militarverwaltung.

Eintreten war dann unbestritten und so war es die Abschluss-Ersatzabgabe, die als
Erstes en détail angegangen wurde. Lisa Mazzone (gp, GE) und sechs weitere SiK-
Mitglieder aus der linken Ratshalfte wollten diese ganzlich aus der Vorlage streichen.
Ein Argument war dabei ein systemisches, da offenbar nicht alle Dienstpflichtigen
aufgeboten wurden. Daher sei der Armeebestand weiter zu dezimieren, anstatt
diejenigen zur Kasse zu bitten, die noch Restdiensttage zu leisten hatten. Bundesrat
Maurer entgegnete daraufhin, dass der Bundesrat diese Massnahme vorsehen wollte,
weil beobachtet werden kénne, dass Dienstpflichtige ofter ihre Einsatze verschieben
wollten - dies in der Hoffnung, dass ihnen am Ende einige Tage geschenkt wirden. Dies
sei ungerecht und deswegen soll die Abschluss-Ersatzabgabe eingefliihrt werden.
Ebenso sah das die Kommissionsmehrheit, die mit 17 zu 7 Stimmen Uberwog. Dass die
Armee vergesse, AdA aufzubieten, kénne sich die Kommissionsmehrheit nicht
vorstellen, so Flach (glp, AG). Mit 128 zu 58 Stimmen unterlag der Antrag Mazzone (gp,
GE) im Plenum deutlich, wobei die Blocke spielten: Links ja, rechts-burgerlich nein.

Es gab jedoch einen Punkt, der fir mehr Gesprachsbedarf sorgen sollte: die
Schriftensperre, bzw. das in der Vernehmlassungsvorlage noch vorgesehene Prinzip,
dass die Behorden Pésse und Identitatskarten von Personen, die die Abschluss-
Ersatzabgabe noch schuldeten, einziehen kénnen. Lapidar gab der Bundesrat in der
Ubersicht tber die Vernehmlassung bekannt, dass er im Gesetzesentwurf doch davon
absehen wolle, da er diesen Schritt inzwischen gar als volkerrechtswidrig betrachte.
Sowohl Seiler Graf (sp, ZH) als auch Balthasar Glattli (gp, ZH) dusserten im Nationalrat ihr
Erstaunen Uber diese Massnahme. Eine derartige Praxis werde nur in totalitaren Staaten
vollzogen und es sei befremdlich, dass dies in der Schweiz schon nur angedacht werde,
so Glattli. Damit setzte er auch einen Nadelstich gegen die SVP, die ebendiese
Handhabe mit ihrem Minderheitsantrag Salzmann (svp, BE) noch einmal in die Arena
brachte. Das Plenum wollte aber nichts davon wissen und schickte den Antrag mit 126
zu 56 Stimmen bachab. In der gleichen Sache, dem Sicherungsmechanismus, wurde von
der SP-Fraktion hingegen vorgeschlagen, dass man sich am Bundesgesetz Uber die
direkte Bundessteuer orientiere. Dort ist vorgesehen, dass bei Verdacht auf
Nichtbezahlung der Steuern «die kantonale Verwaltung fir die direkte Bundessteuer
auch vor der rechtskraftigen Feststellung des Steuerbetrages jederzeit Sicherstellung
verlangen» kann. Dies ware sofort vollstreckbar und hatte «im Betreibungsverfahren die
gleichen Wirkungen wie ein vollstreckbares Gerichtsurteil» (vgl. Art. 169 DBG). Dies
wurde aber vom Plenum ebenso, mit 126 zu 56 Stimmen, verworfen.

Damit gab es noch zwei Minderheitsanliegen zu kléren. Ein Minderheitsantrag Seiler
Graf (sp, ZH) wollte die Berechnung des Abgabesystems gedndert wissen. Die SP stellte
sich eine progressive Zunahme vor, da dies die untersten Einkommen entlaste. Zudem
seien die Anreize fur Gutverdienende zu gross, sich einfach vom Dienst «freizukaufen».
Der Vorschlag blieb aber ebenfalls chancenlos. Auch bezlglich der Mobilitdt von
Stellungspflichtigen und den Modalitdten zur Ankindigung und dem Bezug der
Ersatzabgabe bei  Auslandaufenthalten unterlag ein  weiterer, linksgriner
Minderheitsantrag, so dass die Bundesratsvorlage letztlich unverandert verblieb. Zum
Schluss wurde die Vorlage mit 167 Stimmen einstimmig, jedoch mit 17 Enthaltungen aus
der SP- und Grunen-Fraktion, dem Stéanderat lUberwiesen. Die blrgerlichen Parteien
setzten sich schliesslich deutlich durch und auch die SVP konnte, trotz abgewiesenem
Antrag Salzmann (svp, BE) - offensichtlich gut - mit der verabschiedeten Fassung
leben. ¢
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Ausriistung und Beschaffung

Nachdem das erste ordentliche Ristungsprogramm 2015 in den Raten in der Sommer-,
respektive der Herbstsession bereits genehmigt worden war, legte der Bundesrat Mitte
August ein weiteres Riistungsprogramm "plus" vor. In der Botschaft Uber die
zusatzliche Beschaffung von Ristungsmaterial 2015 wurden Guter im Umfang von
weiteren CHF 874 Mio. beantragt. Dabei wurden dem Parlament vier Gesuche
unterbreitet: eine teilweise Erneuerung der Telekommunikationsmittel der Armee (CHF
118 Mio.), eine Ergadnzung der Munitionsbestédnde fir Pistolen und Sturmgewehre (CHF
100 Mio.), die Nutzungsverlangerung eines Fliegerabwehrsystems (CHF 98 Mio.) im
Rahmen des Projekts "Bodengestitzte Luftverteidigung 2020" (BODLUV 2020) sowie,
als Léwenanteil von CHF 5658 Mio., die Werterhaltung der veralteten Duro-Fahrzeuge.

In der Eintretensdebatte im Nationalrat eréffnete der Berichterstatter der SiK-NR, Beat
Flach (glp, AG), die Diskussion mit einer Globalsicht auf die Weiterentwicklung der
Armee, die eine Vollausristung zum Ziel habe und inzwischen vom Parlament weit
vorangetrieben worden sei. Deshalb seien auch die vorgelegten Investitionen berechtigt
und noétig. Die ersten drei Positionen waren in der SiK denn auch nicht bestritten, wohl
aber die vierte, die Aufwertung der seit 1993 beschafften Duro-Lastwagen und zwar
insbesondere wegen der hohen Investition von Gber CHF 200'000 pro Stuck. Letztlich
konnte sich die Kommission aber doch durchringen, dem Gesamtpaket gute Argumente
fur die Beratungen mitzugeben und Eintreten mit 18 zu 7 Stimmen zu beschliessen.
Erstmals dusserte sich auch die FK zu einem Rlstungsgeschaft, deren Referent Mdller
(cvp, LU) aus finanzieller Sicht ebenfalls griines Licht gab, es sich jedoch nicht nehmen
liess, ebenfalls Bedenken zum Duro-Werterhalt zu dussern. Da aber mit dem vom
Bundesrat vorgeschlagenen Vorgehen eine langere Nutzungsdauer erzielt werden
kénne, als mit neu zu beschaffenden Fahrzeugen, kam auch die FK zum Schluss, dass
die Investition berechtigt sei. Seinem Votum war im Wesentlichen auch zu entnehmen,
dass durch frei gewordene Kapitalreserven gentgend Mittel flr dieses zusatzliche
Rustungsprogramm vorhanden waren.

Im Anschluss an die Kommissionspositionen wurden die Argumente der Fraktionen
vorgebracht. Thomas Hurter (svp, SH) legte die Einstellung der SVP dar, die mit einer
knappen Mehrheit fir das Geschaft einstand. Innerhalb der sonst armeefreundlichen
Partei gab es aber auch eine stattliche Gegnerschaft um den Aargauer Ulrich
Giezendanner (svp, AG), der mit 22 Mitstreitern gegen die Duro-Revision einstand.
Wenig Uberraschend wehte Gegenwind vor allem von links. Die Ablehnung von
Giezendanner und Parteikollegen war denn ein von den Grunen und der SP gerne
angenommener Steilpass, so dass von Beginn weg der Erfolg des bundesratlichen
Antrags nicht sicher war. Eintreten wurde schliesslich mit 136 zu 50 Stimmen
beschlossen.

In der Detailberatung standen dem Antrag der Regierung zwei Kirzungsantrage aus den
Reihen der SiK gegenuber, wovon einer der Mehrheitsantrag war. Ein weiterer
Minderheitsantrag Il (Biichler) lautete auf Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates.
Die FK stellte sich ebenfalls hinter den Antrag des Bundesrates. Die
Kommissionsmehrheit wollte das Volumen zur Werterhaltung der Duro-Lastwagen um
CHF 100 Mio. kurzen, jedoch ohne zu prazisieren, in welchem Bereich eingespart
werden soll. Die Minderheit | (Fridez) (sp, JU) wollte den Einsatz von CHF 98 Mio. zur
Beschaffung von Ersatzkomponenten der mobilen Kommunikation streichen und diese
Position bei CHF 20 Mio. belassen. Die im RP 15plus skizzierte Beschaffung von neuen
Kommunikationssystemen soll schrittweise bis 2027 erfolgen, wobei flur eine
Planungsphase eben diese ubrig bleibenden CHF 20. Mio. veranschlagt worden sind. Die
zu kirzenden CHF 98 Mio. seien fur erste Anschaffungen vorgesehen - Kaufe, die
gemass der Meinung der Kommissionsminderheit | auch zu einem spéateren Zeitpunkt
budgetiert werden kénnen.

Die Wortmeldungen glichen sich in der Debatte und hauptsachlich wurde das "Fitness-
Programm", wie es Nationalrat Muller (fdp, SG) nannte, fir den Duro besprochen.
Mehrere Votanten hielten die rund CHF 250'000 pro Duro-Umbau flr zu hoch
angesetzt. Auf der anderen Seite war man sich einig, dass eine Fahrzeug-
Neubeschaffung kaum maoglich sei, weil der Duro seinerzeit als quasi massgefertigtes
Produkt an die Schweizer Armee geliefert wurde. Die Nutzungsverlangerung des
Fliegerabwehrsystems kam in der Detailberatung nicht zur Sprache. In den
Gesamtabstimmungen obsiegte die Kommissionsminderheit Il mit 98 zu 90 Stimmen
knapp, die Kommissionsminderheit | unterlag mit 52 gegen 140 Stimmen deutlich. Damit
wurde das Geschaft im Sinne der Regierung an den Stéanderat Uberwiesen. Mit 149 zu 43
Stimmen wurde Uberdies die Ausgabenbremse geldst. ¥
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Die Armeebotschaft 2016 und die zweite Vorlage daraus, das Riistungsprogramm 2016,
wurden Ende September vom Nationalrat behandelt. Bereits in der Eintretensdebatte -
die Vorlage wurde gemeinsam mit dem Zahlungsrahmen der Armee behandelt - zeigten
sich die burgerlichen Fraktionen gegentber des Ristungsprogramms positiv gestimmt.
Auch die Signale aus der sicherheitspolitischen Kommission standen auf grin: Mit 17 zu
2 Stimmen bei 5 Enthaltungen wurde der Vorlage deutlich zugestimmt. Hierzu regte sich
jedoch Widerstand, der sich in einem Nichteintretensantrag Mazzone (gp, GE)
manifestierte. Sie gab zu bedenken, dass die eingesetzten CHF 1,34 Mrd. zu viel seien
und es andere Bereiche gebe, welche die Bevolkerung in ihrem Alltag weit starker
berthrten als Rustungsbedurfnisse - Bildung, Forschung oder
Entwicklungszusammenarbeit etwa. Gemessen an den geringeren Summen, die fir die
RuUstungsprogramme der letzten Jahre beantragt worden waren, sei die Verdoppelung
in diesem Antrag nicht angemessen. Weitere Fragen bezlglich der Tauglichkeit der
beantragten Waffensysteme wurden, wie schon in der erstberatenden kleinen Kammer,
thematisiert. Mazzone stand jedoch mit ihrer Partei allein auf weiter Flur, auch die
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wollten auf die Vorlage eintreten, um dann
jedoch einzelne Posten zur Debatte zu stellen. Insofern war es nicht Uberraschend, dass
fur Nichteintreten lediglich 13 Stimmen abgegeben wurden, fur Eintreten waren es 166
(1 Enthaltung).

In der Detailberatung standen den Mehrheitsantrégen beider Kommissionen (Sik-NR
und FK-NR) auf Zustimmung zur Vorlage zwei Minderheitsantrége auf eine Reduktion
des Gesamtumfangs des Ristungspakets gegenliber. Eine Minderheit Fridez (sp, JU)
wollte nur CHF 937 Mio. genehmigen und auf die Anschaffung der Morser verzichten.
Die Minderheit Amarelle (sp, VD) aus der FK-NR hatte beantragt, CHF 1,141 Mrd. zu
genehmigen. Die Gegenantrage blieben jedoch erfolglos und in der Gesamtabstimmung
folgte auch der Nationalrat dem Regierungsantrag deutlich mit 135 zu 37 Stimmen bei 15
Enthaltungen. *®

Die Armeebotschaft 2017 und damit alle darin zusammengefassten Einzelgeschéafte
waren in der Sommersession des Nationalrates traktandiert. Dort gab es eine Reihe von
Antrégen gegen die Vorlage des Bundesrates, allen voran einen Rickweisungsantrag
Mazzone (gp, GE). Ihre Minderheit wollte ein neues Ristungsprogramm ausarbeiten
lassen mit dem Auftrag, 12 der F/A 18-Jets ausschliesslich fir den Luftpolizeidienst
«fit> zu halten sowie den Nachholbedarf fir die Munition zu streichen. Die
Eintretensdebatte selbst gestaltete sich bereits - wie so haufig bei Fragen rund um die
Armee und ihrem Budget - sehr lebhaft und langwierig. Die Ratslinke, wie tblich relativ
kritisch Uber die Beschaffungen und die Volumen der Budgets stellte sich gegen die
Fraktionen von Mitte-rechts, die grundsatzlich fur eine starke und ausgerutstete Armee
einstehen und bei denen sogar Raum fur Budgeterhohungen ausgemacht werden
konnte: Die Mehrheit der SiK des Nationalrates wollte den Kredit fur die Verlangerung
der Nutzungsdauer der F/A 18 um CHF 20 Mio. erhéhen. Ein Paukenschlag, war es doch
nicht «lediglich» ein Vorschlag zur Budgeternéhung, sondern stand ein eigentlicher
Paradigmenwechsel dahinter: Die Kampfjets sollten wieder erdkampffahig werden. Das
heisst, die Jets sollten wieder in der Lage sein, aus der Luft Stellungen am Boden zu
bekdmpfen. Das war insofern bemerkenswert, als man sich vor Jahren explizit gegen
eine Erdkampfféhigkeit entschieden hatte (vgl. auch BBI, 1992 |, S. 730) und die Hunter-
Jets der 1970-1990er Jahre die letzten Modelle in der Flotte der Schweizer Luftwaffe
gewesen waren, die Bodenziele aus der Luft hatten angreifen kénnen.

Weitere drei Minderheitsantrage standen fur die Debatte im Raum.

Eintreten war dann unbestritten und sogleich konnte auch der Rickweisungsantrag
ausgeraumt werden, er blieb mit 147 zu 25 Stimmen letztlich chancenlos. Der grosse Teil
der Debatte war dem Rustungsprogramm gewidmet. Zunachst galt es, eine Einigung zu
den Munitionskédufen zu finden. Drei Varianten standen im Raum, die
Minderheitsantrage Seiler Graf (sp, ZH) und Flach (glp, AG) sowie der Vorschlag des
Bundesrates. Seiler Graf erdffnete die Runde mit nicht unkritischen Worten. Der
Munitionskauf sehe nach einer «Verlegenheitsbeschaffung» aus und man sehe seitens
der SP nicht ein, warum ein derart grosser Munitionsbedarf gegeben sei. Die CHF 225
Mio. sollten also ganzlich eingespart werden. Dass dieser Posten im Rustungsprogramm
offensichtlich aufgrund der zwischenzeitlichen Sistierung von BODLUV und der dadurch
ermoglichten Einsparung von bereits budgetierten Ressourcen moglich wurde, gefiel
den Sozialdemokraten nicht. Gleichzeitig wurde hingegen festgehalten, dass die
Munitionsbeschaffung im Rahmenkredit (CHF 156 Mio.) unterstitzt werde, da sie
vorwiegend fur Ausbildungszwecke notig sei. Nationalrat Flach vertrat eine ahnliche
Haltung, sprach sich jedoch lediglich fiir die Einsparung (bzw. Nicht-Ausgabe) der Halfte
der CHF 225 Mio. aus. Im Gegensatz zur SP, die behaupte - so fuhrte Flach aus -, die
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Munition brauche es nicht, sage er, «man wisse es nicht». Wie Seiler Graf zuvor bereits
angesprochen hatte, wies auch er darauf hin, dass die Zahlen zu den
Munitionsbestdanden der Armee geheim seien und auch das Parlament keine Eckwerte
kenne. Flach argumentierte, dass man immerhin die Halfte des Betrags sprechen kénne,
obwohl die Notwendigkeit dieser Beschaffung seines Erachtens nicht plausibel hatte
erklart werden kénnen. In der Ausmarchung erhielt der Antrag Flach zwar mehr
Sympathien als jener von Seiler Graf, jedoch obsiegte am Ende der Mehrheitsantrag, der
bei der Munition den Bundesratsvorschlag unterstitzte. Bezuglich der Aufwertung der
F/A 18 Jets gab es wiederum zwei Antrége, jenen der Kommissionsmehrheit - plus CHF
20 Mio. zur Aufristung fur die Erdkampffahigkeit - und jenen der Minderheit Gmur
(cvp, SZ), der die Regierungsvorlage stitzen wollte. Gmir vertrat mit seiner Minderheit
jedoch nicht eine grundsatzliche und strikte Ablehnung der Erdkampffahigkeit, sondern
die hier im Einzelfall als «finanzpolitisch nicht verantwortbare» Aufrustung.
Gegebenenfalls kdnne man bei einer Jet-Neubeschaffung Uber diese diskutieren, aber
zum jetzigen Zeitpunkt CHF 20 Mio. auszugeben, sei nicht zielfihrend. Ohnehin
bezweifelte der Redner, dass die zur Debatte stehenden CHF 20 Mio. wirklich
ausreichen wirden. Die SP gab sich versdhnlich und erklérte, man stelle sich hinter eine
Modernisierung der F/A 18, solange es sich um eine Verlangerung der Lebensdauer
handle. Klar abzulehnen sei jedoch die Aufrustung zur Erdkampffahigkeit, diese sei
nicht nur finanz-, sondern auch sicherheitspolitisch falsch. Es gebe keine Szenarien,
die diese notwendig machten. Die SVP hingegen, ihr Fraktionssprecher Salzmann (svp,
BE) fihrte die Argumente aus, stellte sich vollumfanglich hinter die Maximalvariante der
Kommissionsmehrheit. In der SVP war man der Meinung, dass die Féahigkeitslicke aus
taktischen und operativen Griinden geschlossen werden musse. Dabei bewegte sich die
SVP aber allein auf weiter Flur, denn auch GLP, FDP und CVP sprachen sich gegen diese
20-Mio.-Spritze aus. Letzten Endes wurde es aber weniger knapp, als zu erwarten
gewesen war: Zwar sprach sich der Nationalrat gegen die zuséatzlichen Millionen und die
Erdkampffahigkeit aus, jedoch «nur» mit 97 zu 85 Stimmen. Das Ristungsprogramm
wurde dann insgesamt mit 149 zu 15 Stimmen und 17 Enthaltungen gutgeheissen. Damit
war der Léowenanteil der Armeebotschaft auch schon erledigt.

Ein Einzelantrag Galladé (sp, ZH), mit dem die Sicherheitspolitikerin den Kauf neuer
Kampfjets inklusive Typenentscheid an die Urne bringen wollte, wurde schliesslich
zurlickgezogen. Einerseits, weil es im Rahmen der Armeebotschaft 2017 gar nicht um
neue Flieger ging, und andererseits, weil der Verteidigungsminister in Aussicht gestellt
hatte, dass sich der Bundesrat mit der Variante einer referendumsféhigen Vorlage
beschéaftigen wolle. Galladé selbst liess die Regierung und mit ihr die anwesenden
Ratsmitglieder jedoch auch unmissverstandlich wissen, dass die SP mit Argusaugen
Uber den Fortgang der Jetbeschaffung wachen werde und nétigenfalls wieder darauf
Einfluss nehmen werde.

Zwar war es finanziell ein nur geringflgig kleineres Finanzpaket, das im Rahmen des
Rahmenkredits fur Armeematerial zu verabschieden war, es war jedoch etwas weniger
umstritten. Zwar gab es auch hierzu zwei Minderheitsantrage, einen von Lisa Mazzone
(gp, GE) und einen von Pierre-Alain Fridez (sp, JU), jedoch hatten sie kaum Einfluss auf
das Geschaft. Beide wollten in unterschiedlichem Ausmass die Ausgaben fur die
Vorbereitung einer neuen Kampfjetbeschaffung reduzieren. Der moderatere Antrag
Mazzone wurde zurlckgezogen und die Minderheit Fridez unterlag mit 48 zu 131
Stimmen dem Kommissionsantrag (geméss Bundesrat; CHF 750 Mio.). Fridez war der
Meinung, dass zuerst weitere Schritte in der Konzeption zur neuen Kampfjet-
Beschaffung abgewartet werden sollten und dass der entsprechende Antrag des
Bundesrates zu frih gestellt worden sei. Der Rahmenkredit wurde vom Nationalrat
schliesslich mit 133 zu 26 Stimmen genehmigt, 21 Mitglieder der SP-Fraktion enthielten
sich, um so ein Zeichen gegen die Strategie des Bundesrates zu setzen.

Gar nicht umstritten war die Immobilienbotschaft, ohne Debatte wurde dieser Kredit
Uber CHF 461 Mio. einstimmig der Standekammer Uberwiesen. %’

Die Armeebotschaft 2018 und alle ihre Teilgeschéafte standen in der Herbstsession 2018
auf der Tagesordnung des Nationalrates, der sich als Zweitrat damit zu befassen hatte.
Die sicherheitspolitische Kommission hatte die Vorlage nur kurz nach dem
standeréatlichen Entscheid beraten und entschieden, sich gegen diesen zu stellen.
Insbesondere bezluglich des sogenannten ballistischen Koérperschutzes, also der
Schutzwesten, fasste die SiK einen anderslautenden Antrag an ihren Rat. Mit 16 zu 9
Stimmen stand die Kommission fur die vom Bundesrat beantragte Variante des
Rustungsprogramms ein. Bei den anderen Vorlagen der Armeebotschaft zeigte die
Kommission keine KonfrontationsgelUste, sie segnete die Beschlisse des Erstrates
deutlich ab.
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So drehte sich in der Plenardebatte alles um die Schutzwesten, was sich bereits in der
Eintretensdebatte manifestierte. Seitens der SP-Fraktion wurde ein Minderheitsantrag
angeklndigt, der die vom Stadnderat aufgenommene Halbierung der Anzahl
anzuschaffender Westen bestatigen wollte. Ebenfalls gab SP-Sprecherin Seiler Graf (sp,
ZH) bekannt, dass die Partei weitere Antrdge unterstitzen werde, die Kirzungen
verlangen, zum Beispiel bei den Munitionskdufen. Die Eintretensdebatte nahm Zlge
einer Grundsatzdiskussion flr und wider die Armee an, wobei sich die Ratslinke,
diesmal vertreten durch die beiden Grinen Gléattli (gp, ZH) und Mazzone (gp, GE), auf
Oppositionskurs begab. Dagegen zeigten sich die burgerlichen Parteien offen
gegenlber der WEA-Armee und dem Ristungsprogramm. SVP-Sprecher Hurter (svp, SH)
liess es sich nicht nehmen, die Ablehnung und Klirzungen anzuprangern, und forderte
von den anderen Parteien ein Bekenntnis zu einer vollausgerusteten Armee.

Die Detailberatung startete mit dem RuUstungsprogramm und den angekundigten
Kirzungsantragen bei den Westen. Eine Minderheit | Sommaruga (sp, GE) beantragte
einen Beschluss geméss Standerat, sprich die Halbierung der diesbezlglichen Gelder.
Die Armee gebarde sich wie ein verzogenes Kind, das alles sofort wolle, wohingegen die
gesamte Bundesverwaltung zum Sparen angehalten werde. Ferner verwies der Genfer
Sozialdemokrat auf eine Aussage von SiK-SR-Prasident Dittli (fdp, UR), der die
Beflrchtung gedussert habe, dass nach der Beschaffung zahlreiche Schutzwesten ein
ungenutztes Dasein in Zeughdusern fristen wuirden. Insofern musse dieser
Geldverschwendung entgegengetreten werden. Génzliche Streichung dieser
Anschaffung forderte eine Minderheit || Mazzone (gp, GE). Die Begriindung war, dass
eine Differenz zum Erstrat geschaffen werden solle, was wiederum erlauben wurde,
grundsatzlich Gber den Bedarf von Schutzwesten nachzudenken. Nach kurzer, jedoch
intensiver Debatte kamen die Antrage zur Abstimmung. Nachdem zunéchst die beiden
Minderheitsantréage gegeneinander ausgemehrt worden waren, gelangte der obsiegende
Antrag Sommaruga (sp, GE) gegen den Mehrheitsantrag zur Abstimmung. Letzterer,
sprich die bundesratliche «Vollvariante» ohne Kirzung bei den Westen und einem
Kredit tGber CHF 848 Mio, wurde dann vom Plenum favorisiert. Die Forderung Mazzone
(gp. GE) nach einer weiteren Differenzbereinigung durch den Standerat wurde also auch
so erfullt.

Ebenso umstritten prasentierte sich die Ausgangslage zum Bundesbeschluss Uber die
Rahmenkredite fur Armeematerial. Der Standerat hatte sich uneingeschrankt hinter die
Fassung des Bundesrates gestellt. Im Nationalrat gab es hingegen vier Gegenantrage:
Einen Minderheitsantrag Meyer (sp, ZH) aus der FK-NR, wonach rund CHF 73 Mio.
eingespart werden sollten und auf Munitionskaufe verzichtet werden sollte - zu
genehmigen ware demnach ein Gesamtkredit von CHF 669.5 Mio. gegenuber den von
der Regierung beantragten CHF 742 Mio. Drei weitere Minderheitsantrage stammten
von SiK-NR-Mitgliedern. Eine Minderheit | Seiler Graf (sp, ZH) wollte eine kleine
Einsparung von CHF 5.5 Mio. erzielen, indem auf die Panzerkanonen-
Mehrzweckpatronen verzichtet wird: «Eine Panzerschlacht ist [...] nun wirklich kein
wahrscheinliches Szenario», argumentierte die Zurcherin. Die Minderheiten Il und IlI
wurden beide von Lisa Mazzone (gp, GE) angeflihrt. Zunachst wollte sie diverse
Einsparungen im Bereich «Projektierung, Erprobung und Beschaffungsvorbereitung»
vornehmen und so circa CHF 50 Mio. zurlicklegen. Der letzte Antrag lautete auf einen
fast vollstdndigen Verzicht der Ausgaben fur Munition, wobei sich der betreffende
Kredit auf CHF 25 Mio. reduzieren wirde und der Gesamtkredit mit knapp CHF 596
Mio. um fast CHF 150 Mio geringer ausfiele, als die vom Standerat genehmigte Version.
Die Mehrheit beider Kommissionen stellte sich hinter den Entwurf des Bundesrates, der
auch von der Stdndekammer genehmigt worden war. Séamtliche Minderheitsantrage
blieben in den jeweiligen Abstimmungen ohne Chance, wobei die geschlossen
stimmenden Fraktionen der Grinen und der SP nichts ausrichten konnten. Letztlich
wurde der Bundesbeschluss mit 140 zu 39 Stimmen bei 11 Enthaltungen angenommen.

Wahrend in der Folge das Immobilienprogramm einstimmig und ohne Gegenantrage
genehmigt wurde, gab es bezlglich der Ausserdienststellung von Waffensystemen eine
Stimme der Opposition. Franz Gruter wollte verhindern, dass die 12-cm-Minenwerfer
dem Alteisen zugefuhrt werden; ein Antrag, den seine Fraktion unterstitzte. Diese
Festungsminenwerfer seien eine nachhaltige Unterstltzung der beweglichen Truppen,
die an neuralgischen Punkten installiert worden waren. Eine Erhaltung dieser Systeme
erachtete der Antragsteller als finanziell tragbare Loésung. Mit 67 Stimmen, vorwiegend
aus der SVP-Fraktion, unterlag der Antrag im Plenum jedoch deutlich gegen 114
Stimmen (bei drei Enthaltungen). Der Bundesbeschluss tUber die Ausserdienststellung
von Waffensystemen wurde sodann mit 182 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung
genehmigt. *°
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Die Armeebotschaft 2018 beschéaftigte das Parlament noch ein letztes Mal; in der
Wintersession galt es, die im Rustungsprogramm verbliebenen Differenzen bezlglich
der Schutzwesten zu tilgen. Die Mitglieder der SiK-NR waren sich diesbezlglich nicht
einig geworden und unterbreiteten dem Plenum drei Varianten zur Auswahl: Die
Kommissionsmehrheit wollte sich abermals Uber den Beschluss der Standekammer
hinwegsetzen und am vorangehenden nationalratlichen Beschluss festhalten; dies
entsprach dem ursprlnglichen Vorschlag der Regierung, der Maximalldsung. Die
Minderheit | Gmir (cvp, SZ) wollte einlenken und die Anderung des Stinderates und
somit eine reduzierte Beschaffung des ballistischen Kérperschutzes akzeptieren. Eine
Minderheit Il Fridez (sp, JU) wollte auf den ersten Beschluss des Sténderates
zurlickkommen, namlich die Halbierung der vom Bundesrat beantragten Mittel fur die
Schutzwesten. Diese drei Mdglichkeiten legten somit alle bisher angedachten Varianten
noch einmal auf den Tisch.

Minderheitssprecher Gmiur (cvp, SZ) bewarb das Einlenken auf seine Loésung als
tragbaren Kompromiss. Mit den dabei zu beschaffenden 85'000 Westen sei die
angestrebte Vollausrustung der Armee gewahrleistet. Der auszugebende Betrag lage
damit bei CHF 170 Mio. Minderheitssprecher Fridez (sp, JU) argumentierte mit einem
Uberbestand an Westen, weil bei einer dringenden Mobilmachung ohnehin lediglich
35'000 Soldatinnen und Soldaten aufgeboten wirden. Das bedeutet, dass 50'000
Schutzwesten gar nicht gebraucht wirden. Mehrheitssprecher Zuberbihler (svp, AR)
ausserte sich erst nach dem Votum von Bundesrat Parmelin, der namens der Regierung
die Minderheit | Gmur unterstitzte und die zweite Minderheit klar ablehnte.
ZuberbuUhler stutzte sich in seinen Ausfuhrungen auf die mit der WEA beschlossenen
Grundsatze, wovon einer die generelle vollstandige Ausrustung aller AdA betraf. Dieses
Argument brachten auch die birgerlichen Votanten Hurter (svp, SH) und Mdller (fdp, SG)
vor. Zuberbuhler (svp, AR) hielt sich an die Debatte in der Kommission und vertrat die
Ansicht, dass Kompromisse im Bereich der Schutzausristungen der Dienstleistenden
einen falschen Ansatz darstellten.

In der Ausmarchung wurde zunéchst der Minderheitsantrag | (geméss Stdnderat) gegen
den Mehrheitsantrag ausgemehrt. Mit 92 zu 81 Stimmen obsiegte der
Minderheitsantrag. Damit war der Weg flur diesen frei, denn der zweite
Minderheitsantrag auf eine Kirzung - so hatte es sich bereits in der Plenardebatte
abgezeichnet - hatte keine Chance. Mit 124 zu 49 Stimmen bestéatigte der Nationalrat
somit den Beschluss des Standerates. Die Armeebotschaft 2018 konnte nun gesamthaft
abgeschlossen werden. !

Zivildienst und Dienstverweigerung

Die sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates hatte Anfang 2017 eine Motion
eingereicht, um die Attraktivitdat des Zivildienstes gegenlber der Armeedienstleistung
zu verringern. Mit dem Vorstoss sollte das Zivildienstgesetz angepasst werden, um die
Anrechenbarkeit von Militéardiensttagen an den Zivildienst einzuschranken. Die
Massnahme zielte auf Dienstleistende, die eine Rekrutenschule begonnen haben, zu
einem spateren Zeitpunkt jedoch noch in den Zivildienst wechseln wollen. Mit der
Anderung soll nur noch die Halfte der bereits geleisteten Diensttage angerechnet
werden kénnen. Die Ubrigen verbleibenden Tage wirden danach mit dem Faktor 1,5
multipliziert, was die ,neue” Anzahl zu leistender Tage ergédbe. Damit wirde sich die
Berechnung der Gesamtanzahl an zu leistenden Diensttagen verandern. Die Motion trug
die Handschrift der burgerlichen Mehrheit in der SiK, entsprechend stellte sich eine
linke Minderheit Fridez (sp, JU) gegen die Motion.

Der Bundesrat hielt den Vorschlag flir eine effektive Lésung, um die Wechsel von der
Armee zum Zivildienst zu moderieren, dennoch wurde die Motion zur Ablehnung
empfohlen. Nicht nur weil die Departemente (WBF und VBS) bereits daran seien,
Mutationen im Dienstpflichtsystem zu beobachten und geeignete Instrumente zu
prufen, sondern auch, weil die Regierung den vorgeschlagenen Weg als
unverhaltnisméssig erachtete: es kame einer eigentlichen Sanktion gleich. Ferner
bezweifelte der Bundesrat die Einhaltung des Rechtsgleichheitsgebots. Das Ziel, die
Tauglichkeitsquote der Stellungspflichtigen zwischen 64% und 67% einzupendeln, blieb
jedoch fur den Bundesrat glltig, weswegen andere Massnahmen, als die in der Motion
vorgeschlagenen, gepruft werden sollten, um diese Vorgabe einhalten zu kénnen.

In der Sommersession befasste sich der Nationalrat mit dem Vorstoss und SiK-Sprecher
Clottu (svp, NE) ausserte die Absicht der Motion unverblimt: Es ginge darum, den
Wechsel in den Zivildienst fir Armeeangehdrige unattraktiver zu gestalten. Er
beanstandete ferner die mannigfaltigen Griinde, die von den Wechselnden angegeben
wirden und sah darin durchaus auch Bequemlichkeit und andere Motive, die nichts mit
Gewissenskonflikten zu tun hatten. Die Zahl der Armeeangehérigen, die in den
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Zivildienst wechselten sei zunehmend, was die Armeebestédnde gefahrde. Clottu sah
darin auch einen Konflikt mit dem Willen des Gesetzgebers, der die Dienstpflicht
eingefuhrt hatte, um Sicherheit zu schaffen. Auf dieses Votum hin gab es ein
Wortgefecht zwischen Clottu und Mitgliedern der Kommissionsminderheit, die gegen
die Motion waren. Gerade die physische und psychische Intensitat des Zivildienstes und
der Wert fur die Gesellschaft wurden dabei angesprochen. Es ging im gleichen Stil
weiter, auch nachdem der zweite Kommissionssprechers Miller (fdp, SG) versuchte
hatte, sich in seinem Votum auf Zahlen und Fakten zu beschranken. Gemass Ansicht des
Kommissionssprechers handelte es sich bei den vorgeschlagenen Massnahmen der
Motion - der Verlangerung der Dienstpflicht bei einem Wechsel - um ein Korrektiv und
nicht um eine Strafe. Seine Argumentation umfasste auch einen 6konomischen Aspekt,
némlich dass der Staat in die Ausbildung der Rekruten investiere. Folglich bedeute
jeder Wechsel eines vormaligen Armeeangehdrigen eine Fehlinvestition, die es zu
beheben gelte. Nach diesem Votum gab es eine regelrechte Fragenkaskade an Mller,
der sich jedoch nicht ins Bockshorn jagen liess. Motionsgegner, vorwiegend aus der
linken Ratsecke, deuteten in ihren Fragen an, dass seitens der Kommissionsmehrheit
versucht werde, den Zivildienst schlechtzureden. Diese Unterstellung stritt der St.
Galler jedoch vehement ab und er berief sich auch auf den Standpunkt, dass sowohl die
SiK-Mehrheit als auch die Regierung Handlungsbedarf sahen.

Bundesrat Schneider-Ammann (zur Erinnerung: die Zustandigkeit Uber den Zivildienst
obliegt immer noch dem WBF) schloss die Debatte mit seinem Votum. Es gelang ihm
aber nicht, dem Plenum die ablehnende Haltung der Regierung Uberzeugend zu
schildern, denn die grosse Kammer stimmte der Motion schliesslich zu. Mit 110 zu 66
Stimmen und 6 Enthaltungen ging das Geschéaft an den Stéanderat. *?

Wirtschaft

Geld, Wahrung und Kredit
Kapitalmarkt

Apres la crise financiére de 2008, |'affaire des Panama Papers a soufflé sur les braises
du débat sur I'évasion et la fraude fiscale. Ainsi, Carlo Sommaruga (ps, GE) a converti
|'une de ces étincelles en une initiative parlementaire. Il demande, dans cette initiative,
I'interdiction en Suisse de toutes entités financiéres ou juridiques qui exercent des
activités avec des personnes morales qui possédent leur siége dans un centre
financier offshore. Celui-ci définit un centre financier offshore comme tous les Etats
avec lesquels la Suisse n'a pas conclu d'accord d'échange automatique de
renseignements en matiére fiscale. En effet, il estime que ces activités financiéres et
juridiques opaques ne construisent aucune richesse pour I'économie helvétique. La
Commission de I'économie et des redevances du Conseil National (CER-CN) s'est
penchée sur l'initiative parlementaire. Elle propose par 17 voix contre 6 de ne pas
donner suite a cette derniere. Elle estime que la Suisse s'est alignée sur les normes
internationales et que des mesures additionnelles seraient inopportunes. Une minorité
s'est positionnée en faveur de l'initiative. Lors du vote en chambre, le Conseil national a
suivi la recommandation de la CER-CN par 130 voix contre 49 et 1 abstention. Seul le
camp rose-vert s'est prononcé en faveur de l'initiative. Le conseil a donc décidé de ne
pas lui donner suite. *

Borsen

Alors qu’un accord institutionnel était toujours en salle d’attente a la fin d’année 2018,
I'Union européenne (UE) a d’abord annoncé que, face a l'absence de progrés
significatifs, la Suisse serait privée de I’équivalence boursiere des 2019. Cette décision
inattendue a fait réagir la sphére politique helvétique. L'UDC, dans une rhétorique de
conflit, a parlé de chantage et a prié le Conseil fédéral de mettre en place les mesures
de rétorsion prévues par le Département des finances (DFF). Pour sa part, le PLR a
refusé une logique de loi du talion. Le PS, par la voix de Carlo Sommaruga (ps, GE) s’est
annoncé décu du rapport de force «insupportable» imposé par I'UE. Finalement, la
présidente de la Commission de la politique extérieure du Conseil national (CPE-CN),
Elisabeth Schneider-Schneiter (pdc, BL) a dit craindre qu’une telle dynamique annonce
la fin des relations bilatérales avec I’'UE. Alors que la situation semblait bloquée, I'UE a
finalement décidé, 1 mois plus tard, de prolonger de 6 mois I’équivalence pour la
bourse helvétique. En résumé, I'UE, qui a d’abord montré les dents, a laissé la porte
ouverte pour quelques mois encore. En 2019, les décisions relatives a |'accord
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institutionnel seront décisives dans le dossier sur I'équivalence boursiére. *

Landwirtschaft
Agrarpolitik

Die beiden Réte Uberwiesen eine Motion Sommaruga (sp, GE). Der Urheber beantragte,
dass sich der Bundesrat im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen an dem
gegenwartig stattfindenden Prozess zur besseren Anerkennung der Rechte von
Bauerinnen und Bauern sowie von weiteren Personen, die in einem
landwirtschaftlichen Milieu arbeiten, beteiligt. Vornehmlich soll er die Ausarbeitung
eines neuen vodlkerrechtlichen Instruments zu diesem Zweck unterstitzen. *°

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Les chambres ont adopté une motion Carlo Sommaruga (ps, GE) chargeant le
gouvernement de transposer dans la législation helvétique le reglement de la
Communauté Européenne visant a éradiquer la péche illicite, non déclarée et non
réglementée (péche INN), afin d’empécher que la Suisse ne devienne un marché de
substitution pour les produits en étant issus. Le motionnaire estime que la péche INN
décime des stocks de poissons déja a 80% surexploités et que la Suisse, ayant signé la
Convention des Nations Unies sur le droit de la mer, a une responsabilité sur la
question en tant que pays importateur. Le Conseil fédéral s’est opposé a la motion
estimant que cette transposition dépend avant tout des accords futurs dans le domaine
des denrées alimentaires. Toutefois, le Conseil national a adopté la motion par 121 voix
contre 51, les deux tiers des députés PLR et UDC s’y étant opposés, tandis que le
Conseil des Etats I'a adoptée par 26 voix contre 8. “

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Im November 2010 hatte die KVF-NR beschlossen, den Vorprifungsentscheid zur
Parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) vom Mérz desselben Jahrs zu sistieren.
Die Initiative verlangt die Befreiung der Taxis von der Pflicht, Kinder bis 12 Jahren oder
unter 150 cm Koérpergrésse in einer Riickhaltevorrichtung zu transportieren. Mit dem
Sistierungsentscheid hatte die KVF-NR eine inhaltlich analoge Kommissionsmotion
eingereicht, die der Nationalrat im April des Berichtsjahrs mit grosser Mehrheit annahm
(10.3892). In der Folge gab die nationalratliche Kommission im Mai nach erneuter
Prifung auch der Parlamentarischen Initiative Folge (19 zu 2 Stimmen bei 3
Enthaltungen), erhielt dazu aber keine Zustimmung ihrer Schwesterkommission im
Standerat. Dieser lehnte in der gleichen Session zudem die entsprechende Motion ab.
In der Dezembersession entschied sich auch das Ratsplenum der Grossen Kammer
deutlich flir Folge geben. Damit ging das Geschéaft erneut an die KVF-SR, deren
Beurteilung Ende des Berichtsjahrs noch ausstand. Neben den Taxifahrern dusserten
sich Anfang Jahr auch die Sportverbande kritisch zur neuen Rickhaltepflicht. ¥

Die parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE) fur familienfreundlichere Taxis bzw.
far die Befreiung der Taxis von der Pflicht, Kinder unter 150 cm Kdrpergrésse oder bis
12 Jahre mit einer Rlckhaltevorrichtung zu transportieren, wurde im Berichtjahr von
der KVF-SR erneut gepruft. Die Kommission beantragte, keine Folge zu geben und der
Standerat begrub das Geschaft in der Frithlingssession.
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Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Nach erfolgreicher Vorprifung im August 2015 konnte der Mieterverband mit der
Unterschriftensammlung zu seiner Volksinitiative "Mehr bezahlbare Wohnungen"
beginnen. Das Anliegen fordert unter anderem, dass im gesamtschweizerischen Schnitt
jede zehnte neu gebaute Wohnung im Eigentum von Tragern des gemeinnutzigen
Wohnungsbaus sein soll. Um dies zu erreichen, sollen Kantonen und Gemeinden ein
Vorkaufsrecht auf geeignete Grundsticke erhalten. Unter den 12 Urheberinnen und
Urhebern, die mit einer absoluten Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder des
Initiativkomitees erméchtigt sind, das Volksanliegen zurlickzuziehen, befinden sich (in
der so aufgeflihrten Reihenfolge) mit Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), Balthassar
Glattli (gp, NR), Carlo Sommaruga (sp, GE), Louis Schelbert (gp, LU), Christian Levrat (sp,
FR), Jacqueline Badran (sp, ZH) und Mathias Reynard (sp, VS) einige links-griine
Bundesparlamentarier. *°

Aufgrund der vorgesehenen schweizweiten Formularpflicht zur Offenlegung des
Vormietzinses scheiterte die geplante Mietrechtsrevision 2016 bereits an der
Eintretensdebatte im Parlament - ein dbrigens nicht seltenes Vorkommnis im
Mietrecht, wie sich anhand der ebenfalls an der Eintretensdebatte gescheiterten
Mietrechtsrevision im Jahr 2010 nachzeichnen l&sst.

Wahrend die RK-NR dem erstberatenden Nationalrat nur mit hauchdinner Mehrheit
von 13 zu 12 Stimmen empfahl, nicht auf die Vorlage einzutreten, bestarkte die grosse
Kammer diesen Antrag in der Sommersession nach einer langeren, inquisitiven und
aufgeheizten Eintretensdebatte mit 106 zu 83 Stimmen (3 Enthaltungen) bereits um
einiges deutlicher. Dazu verhalfen in erster Linie die SVP und FDP, deren Fraktionen
sich dem Vorhaben geschlossen entgegen stellten, unterstitzt durch einzelne
Repréasentantinnen und Repréasentanten der GLP und CVP sowie einer Stimme aus der
BDP. Gar noch deutlicher zu Ungunsten der Vorlage fiel das stéanderatliche Verdikt in
der Herbstsession aus: Die Kantonskammer beschloss mit 29 zu 14 Stimmen und ohne
lange Debatte, nicht auf die Vorlage einzutreten, womit diese vom Tisch ist.

Wahrend die Gegner und Gegnerinnen der Revision zum einen die foderale
Kompetenzordnung beibehalten und die Einfihrung der Formularpflicht weiterhin den
Kantonen Uberlassen wollten, flUrchteten sie zum anderen die Verstarkung der
Wohnungsnot, wenn Mietpreise wegen der Formularpflicht unter dem Marktwert zu
liegen kamen, sowie einen unzumutbaren administrativen Aufwand flar die
Vermieterseite. Sowohl die Linke als auch Bundesrat Schneider-Ammann
argumentierten vergeblich fur Eintreten auf die Vorlage. Diese diene lediglich der
Missbrauchsbekampfung und sei somit ein Mittel gegen starke und unbegrindete
Mietzinserhdhungen. Zudem zeigten sich in den sieben Kantonen, welche die
Formularpflicht ~ kennen, bisher keine negativen Auswirkungen auf die
Investitionstatigkeit. Ferner sei auch nicht in all diesen Kantonen ein Anstieg der Anzahl
Anfechtungen zu beobachten; Zug und Nidwalden wirden kaum solche Félle kennen.
Anders ist die Lage im dritten Deutschschweizer Kanton mit einer Formularpflicht: In
Zlrich hatte deren EinfUhrung im Jahr 2013 zwar zu einem markanten Anstieg von
Klagen gefuhrt, die meisten Falle hatten aber einvernehmlich gelost werden kénnen.
Dass die parlamentarische Debatte stark von Interessenbindungen geprégt war, zeigte
sich unter anderem am aussergewdhnlichen Engagement einiger Rednerinnen und
Redner: Hans Egloff (svp, ZH), Prasident des Hauseigentimerverbands (HEV) und
Mehrheitssprecher der RK-NR, Petra Gossi (fdp, SZ), abtretendes Vorstandsmitglied des
HEV, Jacqueline Badran (sp, ZH), Vorstandsmitglied des Schweizerischen Mieterinnen-
und Mieterverbandes (SMV), und Carlo Sommaruga (sp, GE), dazumals Generalsekretéar
des Westschweizer  Mieterverbandes  (ASLOCA-Romande). Der  unterlegene
Mieterverband liess nach der Versenkung der Vorlage verlauten, er setze nun auf seine
im Vorjahr lancierte Volksinitiative "Fir mehr bezahlbare Wohnungen". Diese konnte
noch im Oktober desselben Jahres giltig eingereicht werden. *°

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Olivier Feller (fdp, VD), seines Zeichens
Generalsekretar der Fédération romande immobiliére, die gesetzliche Festlegung von
Kriterien zur Bestimmung missbrauchlicher Mietzinse. Insbesondere bei Altbauten
fihre die Berechnung der Rendite, wonach sich der zuléssige Ertrag aus den
ursprunglichen Erwerbskosten plus den nachtraglich getatigten, wertvermehrenden
Investitionen ergibt, gemass aktueller Rechtsprechung zu unrealistischen Werten. Der
Waadtlander Nationalrat verwies ferner auf einen Bundesgerichtsentscheid aus dem
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Jahr 1986, geméass welchem die Rendite der urspriinglich investierten Eigenmittel nicht
mehr als 0.5 Prozentpunkte Uber den massgeblichen Hypothekarzinssatzen zu liegen
kommen durfe. Der Initiant machte geltend, dass diese zu gegebener Zeit 5.5 Prozent
betragen hatten, wahrend der aktuelle Referenzzinssatz nur bei 1.5 Prozent liege und
diese Regelung deswegen nicht mehr zeitgeméss sei. Kunftig soll die
Eigenkapitalrendite als Ubersetzt gelten, wenn sie den geltenden hypothekarischen
Referenzzinssatz um mehr als 2 Prozentpunkte Ubersteigt. Dieser Regelung nicht
unterstellt werden sollen hingegen Immobilien, die 20 Jahre oder élter sind oder bei
denen die Hohe der Investitionskosten aus anderen Grinden nicht bekannt ist. Bei
solchen Bauten sollen Mietzinse als missbrauchlich gelten, wenn sie nicht im Rahmen
der orts- und quartierlblichen Mieten liegen.

Die RK-NR teilte die Ansicht des Initianten und gab dem Anliegen im Juli 2018 mit 13 zu
8 Stimmen bei 2 Enthaltungen Folge. An derselben Sitzung beflirwortete sie drei
weitere parlamentarische Initiativen, welche die Vermieterseite in dieser Sache zu
starken beabsichtigten (17.493, 17.514, 17.515). Mieterverbandspréasident Carlo
Sommaruga (cvp, GE) und Urheber zweier weiterer parlamentarischen Initiativen
(17.459, 17.502), die gleichentags behandelt und denen nicht Folge gegeben wurden,
ausserte gegenlber den Medien die Referendumsdrohung fir den Fall, dass die
Anliegen der Vermieterseite tatséchlich durchkommen warden. '

Der Président der Union suisse des professionnels de I'immobilier (USPI Suisse),
Philippe Nantermod (fdp, VS), wollte mit zwei parlamentarischen Initiativen (17.514,
17.515) erreichen, dass missbrduchliche Mietzinse nur noch in Zeiten von
Wohnungsmangel geltend gemacht werden kénnen. Auf einem Markt, auf dem das
Angebot genligend gross sei und eine Nachfrage bestehe, kdnnten «eindeutig gerechte
Mieten festgesetzt werden». Bei Beflrwortung der Initiativen mdussten Art. 269
(Missbrauchliche Mietzinse - Regel) und Art. 270 (Anfechtung des Anfangsmietzinses)
des Obligationenrechts angepasst werden. Die RK-NR gab im Sommer 2018 beiden
Anliegen mit knappen Mehrheiten folge. Gleichentags beflrwortete sie zwei weitere
parlamentarische Initiativen (17.491, 17.493), die in dieser Sache ebenfalls auf eine
starkere Wahrung der Interessen der Vermieter abzielen. Eine parlamentarische
Initiative ~ Sommaruga (17.459), welche die bedingungslose Anfechtung des
Anfangsmietzinses fordert, lehnte die Kommission an ebendieser Sitzung ab. 5

Ebenso wie drei weiteren parlamentarischen Initiativen, welche die Vermieterseite in
Streitigkeiten um missbrauchliche Mieten starken wollte (17.491, 17.514, 17.515), gab die
RK-NR im Juli 2018 auch einer parlamentarischen Initiative Egloff (svp, ZH) Folge, die
beweisbare Kriterien fiir die Orts- und Quartieriiblichkeit der Mieten im Mietrecht
festhalten wollte. Dem Préasidenten des Hauseigentimerverbands (HEV) ging die
Rechtsprechung bezlglich Anforderungen an die Orts- und Quartiertblichkeit zu weit.
Die Anforderungen seien zu wenig praxisnah oder, falls der Nachweis erbracht werden
kénne, sei dies nur mit sehr hohem Aufwand maoglich. Vermieter seien keine
Immobilienfachexperten und nicht zuletzt wegen der eingeschrankten Verflgbarkeit
bendtigter Informationen gestalte es sich als schwierig bis unmdéglich, Objekte zu
finden, die &hnliche Eigenschaften bezuglich Lage, Grosse, Ausstattung, Zustand und
Bauperiode ausweisen. Aus diesem Grund schlug Nationalrat Egloff vor, Art. 269a des
Obligationenrechts durch diverse Punkte zu konkretisieren. So soll festgehalten
werden, dass der Zustand und die Ausstattung anhand dreier Kategorien (einfach, gut,
sehr gut) zu bestimmen seien. Ferner sollen drei taugliche Objekte zum Vergleich
ausreichen und nach 1930 erstellte Gebaude mit Gebauden verglichen werden kénnen,
deren Baujahr bis zu 20 Jahre vom Baujahr des interessierenden Objekts abweicht.
Sofern vorhanden sollten auch ausreichend differenzierte Statistiken des Bundes oder
der Branche zum Vergleich zugelassen werden kénnen. Die Kommission féllte ihren
positiven Entscheid mit 13 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen. Gleichentags empfahl sie
eine parlamentarische Initiative Sommaruga (17.459) zur Ablehnung, die der Mieterseite
in jedem Fall erlauben méchte, den Anfangsmietzins anzufechten. %
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Der Président des Schweizerischen Mieterverbandes, Carlo Sommaruga (sp, GE), wollte
mit einer parlamentarischen Initiative bezwecken, dass innert 30 Tagen nach
Ubernahme des Mietobjekts jeder Anfangsmietzins bei der Schlichtungsbehérde als
missbrauchlich angefochten werden kann. Gemass geltendem Recht ist dies nur
moglich, wenn der Vermieter die Miete flr dieselbe Sache im Vergleich zu vorher stark
erhoéht hat oder sich der Mieter wegen einer personlichen oder familidaren Notlage oder
aufgrund der Marktverhéltnisse zum Vertragsabschluss gezwungen sah. Der
Sozialdemokrat basierte seine Argumentation auf Statistiken, geméss welchen
Mieterhdhungen hauptséachlich auf den Abschluss neuer Mietvertrage zurtckzufihren
sind. Eine Raiffeisen-Studie komme ferner zum Schluss, dass Mietzinse bei korrekter
Anwendung des Mietrechts im Vergleich zur aktuellen Lage eigentlich um einiges tiefer
liegen mussten. Eine systematische Anfechtungsmaoglichkeit stelle deshalb ein
geeignetes Mittel zur Bekémpfung von missbrauchlichen Mieten dar. Bei der RK-NR, die
das Geschéaft im Juli 2018 beriet, stiess der Initiant jedoch auf unzureichendes
Wohlwollen. Die Kommission beantragte mit 16 zu 7 Stimmen, der Initiative keine Folge
zu geben, und stellte sich im gleichen Zuge durch Beflrwortung von vier
parlamentarischen Initiativen aus dem burgerlichen Lager zur selben Sache (17.491,
17.493,17.514, 17.515) auf die Seite der Vermieter. *

Neben funf weiteren das Mietwesen betreffende parlamentarischen Initiativen (17.459,
17.491, 17.493, 17.514, 17.5615) diskutierte die RK-NR im Juli 2018 auch eine
parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE), die &ltere Menschen besser vor
missbrauchlichen Mietkiindigungen schiitzen mdchte. Der Initiant und Prasident des
Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverbandes (SMV) wollte im Mietrecht
spezifizieren, dass alteren Menschen nur bei Vorliegen wichtiger Grinde gekundigt
werden darf und der Vermieter im gegebenen Fall in der Pflicht steht, der Mieterpartei
eine alternative Mietldsung in unmittelbarer Nahe und zu vergleichbaren Konditionen
vorzuschlagen. Gerade aéltere Menschen wirden bei einem Umzug vor grosse
Herausforderungen gestellt; das Durchbrechen der gewohnten Routine und ein
allfalliger Verlust des sozialen Umfelds im Quartier wiegten bei dieser Personengruppe
besonders schwer, so der Initiant. Die RK-NR beantragte jedoch mit 15 zu 7 Stimmen,
der Initiative keine Folge zu geben. *°

Nach der deutlichen Niederlage in der RK-NR erlitt die parlamentarische Initiative
Sommaruga (sp, GE) mit der Forderung eines generellen Anspruchs auf Anfechtung des
Anfangsmietzinses in der Herbstsession 2018 im Nationalrat endglltig Schiffbruch. Den
geschlossen stimmenden Fraktionen der Griinen und SP (55 Stimmen) stand ein ebenso
geschlossener Block aus allen restlichen Fraktionen gegenlber (140 Stimmen).
Unterdessen ging es den vier burgerlichen Initiativen zum Mietrecht mit Ausnahme der
Initiative Egloff (svp, ZH; Pa.lv. 17.493) trotz wohlwollender Position der RK-NR in der
Schwesterkommission nicht viel besser (Pa.lv. 17.491, Pa.lv. 17.514, 17.515). %

Nachdem sich die RK-NR im Juli 2018 bereits deutlich gegen eine parlamentarische
Initiative Sommaruga (sp, GE) zur Verbesserung des Kiindigungsschutzes fiir altere
Mieter ausgesprochen hatte, bestatigte der Nationalrat in der Herbstsession 2018
diesen Entscheid, womit das Geschaft erledigt wurde. Ebenso wie eine weitere
parlamentarische Initiative des Prasidenten des Schweizerischen Mieterverbandes
(Pa.lv. 17.459) lehnte der Nationalrat auch erwéhntes Anliegen mit geschlossenen
Blocken ab: Beflrwortenden 52 Stimmen der Ratslinken standen 123 opponierende
Stimmen aus den Fraktionen der GLP, BDP, CVP, FDP und SVP gegenuber. Die Ausnahme
bildeten 2 Enthaltungen aus der SVP-Fraktion.

Gleich zwei parlamentarischen Initiativen von HEV-Prasident Hans Egloff (svp, ZH) gab
die RK-SR im November 2018 Folge. Wahrend die eine die Beweisbarkeit der Orts- und
Quartiertblichkeit der Mieten erleichtern will (Pa.lv. 17.493), beabsichtigt die andere die
Anhebung der Hiirden fiir die Anfechtung des Anfangsmietzinses. Demnach soll das
Vorliegen der Wohnungsknappheit gemessen an objektiven Kriterien wie der
Leerwohnungsziffer nicht als ausreichender Grund fur die Anfechtung betrachtet
werden, wie dies das Bundesgericht jungst geurteilt hatte. Die standeratliche
Rechtskommission fallte ihren Beschluss mit 7 zu 5 Stimmen bei 1 Enthaltung und folgte
damit ihrer erstberatenden Schwesterkommission.
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Weniger erfolgreich waren hingegen zwei parlamentarischen Initiativen von Seiten der
SP: Gleichentags gab die Kommission namlich einer parlamentarischen Initiative
Berberat (sp, NE; Pa.lv. 17.511), welche den Schutz vor missbréuchlichen Mieten
verstarken wollte, deutlich keine Folge. Ahnlich klar war bereits in der Herbstsession
eine mit dem gleichen Zweck lancierte parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE;
Pa.lv. 17.459) im Nationalrat gescheitert. *®

Ebenso wie die parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE; Pa.lv. 17.459), verlangte
die im Standerat eingereichte parlamentarische Initiative Berberat (sp, NE) die
bedingungslose Moglichkeit zur Anfechtung des Anfangsmietzinses innert 30 Tagen
nach Ubernahme der Sache. Doch auch sie scheiterte in der Rechtskommission des
zustandigen Erstrates: Die RK-SR, welche das Anliegen im November 2018 mit diversen
weiteren, sachverwandten Anliegen von Seiten der Vermieter beriet, gab dem Geschéft
mit 2 zu 8 Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge. Die Mehrheit der burgerlichen
Initiativen erlitt dasselbe Schicksal (Pa.lv. 17.491, Pa.lv. 17.514, Pa.lv. 17.515). Folge erteilte
die Kommission einzig zwei parlamentarischen Initiativen Egloff (svp, ZH; Pa.lv. 16.451
und Pa.lv. 17.493). An derselben Sitzung beschloss die Kommission zudem die
Einreichung einer Kommissionsmotion (Mo. 18.4101), mit welcher angesichts der
zahlreichen Vorstdsse und Anliegen eine umfassende Revision der Mietzinsregelungen
ins Auge gefasst werden soll. **

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Wahrend der Sommersession 2016 befasste sich der Nationalrat mit einer
parlamentarischen Initiative Carobbio Guscetti (sp, TI), welche eine landesweite
Bewilligungspflicht fiir besonders kostspielige medizin-technische Gerate zum Inhalt
hatte. Die Initiantin begriindete ihr Anliegen damit, dass ein Uberangebot
entsprechender Geréate zu einer erhdhten Nachfrage nach diagnostischen Tests und in
der Folge auch zu héheren Gesundheitskosten fuhre. In Kantonen wie dem Tessin,
Neuenburg oder Jura existierten bereits vergleichbare Regelungen. Wahrend Carobbio
Guscetti von ihrem Parteikollegen und SGK-SR-Minderheitensprecher Pierre-Alain
Fridez (sp, JU) Rickendeckung erhielt, empfahl Thomas de Courten (svp, BL) im Namen
der Kommissionsmehrheit, der Initiative keine Folge zu geben. Dabei argumentierte er
mit der bestehenden Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen, in welche
eingegriffen wdirde. Stattdessen erachte die Kommission Massnahmen zur
Wettbewerbsstarkung im Gesundheitswesen als angezeigt. Mit 137 zu 52 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) gab der Nationalrat dem Geschéft keine Folge. Die Fraktionen der SP und
der Grinen stimmten zusammen mit einer Person aus der SVP geschlossen fir
Folgegeben. Die restlichen Fraktionen lehnten die Initiative ab. ©°

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Der Nationalrat iberwies diskussionslos eine Motion Fridez (sp, JU) zur Beratung an den
Standerat, welche eine Aufnahme der é&rztlich verordneten Leistungen von
Podologinnen und Podologen fiir Diabeteskranke in den Leistungskatalog geméass KGV
fordert. Ziel der Motion st eine verstarkte Prévention kostenintensiver
Folgeerkrankungen aufgrund von Verletzungen der Flisse und deren verzogerter Heilung
bei den betroffenen Patienten. ¢

Der Standerat Uberwies in der Herbstsession ohne Debatte eine Motion Fridez (sp, JU),
die der Nationalrat bereits im Vorjahr angenommen hatte. Damit sollen die Leistungen
von Podologinnen und Podologen fiir Diabeteskranke in den Leistungskatalog gemass
KVG aufgenommen werden.
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Soziale Gruppen
Familienpolitik

2004 hatte eine Nationalfondsstudie festgestellt, dass Frauen beim Aufteilen der
Pensionskassengelder nach der Scheidung meist den Kirzeren ziehen. Eine Studie des
Bundesamts fUr Justiz machte spater weitere Mangel aus - etwa beim Kinderschutz.
Zwei Mitglieder der SP-Fraktion im Nationalrat (Thanei, ZH und Sommaruga, GE) hatten
daraufhin zwei parlamentarische Initiativen eingereicht, die eine Anderung des ZGB in
dem Sinn verlangten, dass im Scheidungsfall im Bereich der beruflichen Vorsorge eine
effektive Gleichbehandlung erreicht wird. Der vorberatenden Kommission gingen die
ausformulierten Begehren zu weit, weshalb sie dem Plenum Ablehnung der beiden
Initiativen beantragte. Sie deponierte aber eine Motion, welche den Bundesrat
beauftragt, den Reformbedarf im Bereich des Vorsorgeausgleiches und der
Kinderbelange abzukldren und dem Parlament die erforderlichen Revisionsvorschlage
zu unterbreiten. Der Bundesrat erklarte sich bereit, die Motion entgegenzunehmen.
Obwohl das heutige Scheidungsrecht erst seit Januar 2000 in Kraft sei, bestehe in
einigen Bereichen Handlungsbedarf. Vor allem beim gemeinsamen Sorgerecht fur
Kinder gebe es ernste Fragen zu |6sen. Heute kénne dieses praktisch nur erteilt werden,
wenn beide Eltern zustimmten. Auch beim Vorsorgeausgleich gebe es Probleme. Dass
die Pensionskassengelder halftig aufgeteilt werden mussen, sei zwar unbestritten. Doch
Schwierigkeiten gebe es beispielsweise beim Berechnungszeitpunkt und bei
internationalen Scheidungen. Der Bundesrat warnte aber auch vor zu grossen
Erwartungen. Gerade das Sorgerecht wecke bei den Betroffenen grosse Emotionen,
und der Gesetzgeber kénne kaum je allen Erwartungen gerecht werden. Die
parlamentarischen Initiativen wurden klar abgelehnt, die Motion stillschweigend
angenommen. Der Standerat stimmte ebenfalls diskussionslos zu. ¢

Frauen und Gleichstellungspolitik

Lors de la session d'automne 2015, le Conseil national a enterré ['initiative
parlementaire du député Sommaruga (ps, GE). Cette derniére visait & donner des
moyens au ministére public de lutter contre I'exploitation financiére des travailleurs
et travailleuses du sexe, dont les conditions de travail précaires les exposent
fréquemment a des abus. Aprées que la CAJ-CN a décidé de donner suite a l'initiative, a
I'inverse de sa commission soeur, le Conseil national a refusé I'entrée en matiere, & 123
voix contre 46 et 14 abstentions. L'exploitation financiére que le député Sommaruga
évoque dans son initiative parlementaire concerne surtout les loyers prélevés
abusivement a celles et ceux qui pratiquent la prostitution. Comme ces personnes se
trouvent souvent dans une situation légale et financiere précaire, peu osent porter
plainte. Or, la mise en ceuvre de l'initiative du socialiste, qui vise des dispositions
pénales pour que le ministéere public agisse d'office pour punir le proxénétisme passif
risque de pousser encore plus les personnes concernées dans la clandestinité. Les
dispositions du code pénal actuelles punissant I'usure seraient applicables aux loyers
abusifs exigés des prostituées ou prostitués, et donc suffisantes. La commission et le
Conseil national ne nient cependant pas la nécessité d'agir face a ces problématiques
d'exploitation des travailleurs et travailleuses du sexe, mais pensent qu'un angle
d'attaque global serait plus judicieux. ¢

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19

30



PARTEICHRONIK
DATUM: 11.09.2012
MARC BUHLMANN

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BUHLMANN

Grosse Parteien

Nach vier Jahren im Amt kindigten Standerétin Pascale Bruderer (AG) und Nationalrat
Stéphane Rossini (VS) ihren Ricktritt aus dem Vizeparteiprasidium an. Fir die
Vertretung der Westschweiz kindigten Géraldine Savary (VD) und Carlo Sommaruga (GE)
ihr Interesse an. Die Deutschschweizer Vertretung wurde zwischen Hans Stockli (BE)
und Barbara Gysi (SG) ausgemacht. Die Presse ortete mit der Wahl von Gysi und Savary
Anfang September einen leichten Linksrutsch im Vizepréasidium. Fur das funfkopfige
Gremium bestatigt wurden zudem Marina Carobbio (Tl), Jacqueline Fehr (ZH) und der
Prasident der Juso, David Roth (LU). ¢

Nicht zufrieden mit dem in Lugano beschlossenen Papier zur Migrationspolitik zeigten
sich insbesondere die Juso. Sie beschlossen Ende Oktober, das Referendum gegen die
Asylgesetzrevision zu ergreifen. Die Mutterpartei unterstitzte diesen Beschluss nicht,
obwohl die Fraktion sich in der Parlamentsdebatte noch stark gegen die
Revisionsvorlage eingesetzt hatte. Gestutzt auf die in Lugano gefassten Beschllsse
wolle man das Risiko einer wahrscheinlichen Niederlage an der Urne nicht eingehen.
Eine solche kénnte den weiteren Verlauf der Asyldebatte verscharfen. Parteiprasident
Christian Levrat (FR) beflrchtete eine erfolglose Abwehrschlacht, die den burgerlichen
Parteien eine Plattform bieten wuirde. Diese Position wurde aber im Verlaufe des
Spétherbstes nicht nur von den Juso, sondern auch von einigen Kantonal- (BS, TG, GE,
Al, TI, AG) und stadtischen Sektionen (Zurich, St. Gallen) hinterfragt, die das
Referendum aktiv unterstitzten. Alt-Bundesratin Micheline Calmy-Rey und alt-
Nationalrat Jean Ziegler kritisierten die Parteileitung ebenfalls und sagten ihre
Unterstltzung flr das Referendum zu. Auf der Gegenseite meldeten sich prominente
SP-Politiker aus der Romandie - so etwa Cesla Amarelle (VD) oder Carlo Sommaruga
(GE) - aber auch die Aargauer Standeratin Pascale Bruderer zu Wort: man misse die
Migrationspolitik aktiv und nicht defensiv mitgestalten. Die Geschaftsleitung beschloss
mit nur einer Gegenstimme, der Delegiertenversammlung in Thun am 1. Dezember den
Antrag zu stellen, auf ein Referendum zu verzichten. Dort spiegelte sich die interne
Umstrittenheit im mit 114 zu 92 Stimmen gefassten Entscheid gegen die Ergreifung
eines Referendums. Die anwesende Bundesrdtin Simonetta Sommaruga zeigte sich
zufrieden. Die Partei hatte in der Asyldebatte mehr zu bieten, als Vorschldge von
anderen zu bekampfen. ®
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